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Abkürzungsverzeichnis  

a.F. alte Fassung 

Abs. Absatz 

bzw. beziehungsweise 

e.V. eingetragener Verein 

EDV elektronische Datenverarbeitung 

ff. fortfolgend 

HGB Handelsgesetzbuch 

i.d.F. in der Fassung 

i.V.m. in Verbindung mit 

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V., Düsseldorf 

inkl. inklusive 

IT Informationstechnologie 

KISA Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen (Zweckverband) 

Mio. Millionen 

PS Prüfungsstandard 

SächsGemO a.F. Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen in der am 31. Dezember 2017 gül-
tigen Fassung 

SächsKomHVO- 
Doppik a.F. 

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die kommu-
nale Haushaltswirtschaft nach den Regeln der Doppik (Sächsische Kommunal-
haushaltsverordnung-Doppik) in der am 31. Dezember 2017 gültigen Fassung 

SächsKomPrüfVO 
Doppik a.F. 

Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über das kommu-
nale Prüfungswesen (Sächsische Kommunalprüfungsverordnung) in der am 
31. Dezember 2017 gültigen Fassung 

sog. sogenannt 

T€ Tausend Euro 

Tz. Textziffer 

u.a. unter anderem 

z.B. zum Beispiel 
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A. Prüfungsauftrag und Unabhängigkeitsbestätigung 

I. Prüfungsauftrag 

1. Mit Schreiben vom 8. August 2017 hat uns die  

Stadt Brandis, Brandis,  

(im Folgenden auch kurz "Stadt" genannt) 

beauftragt, die Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 nebst Anhang (inkl. Anlagen) sowie den Re-

chenschaftsbericht zur Eröffnungsbilanz als örtlicher Prüfer gemäß §§ 104 i.V.m. 103 Abs. 1 Sächs-

GemO a.F.1 sowie in entsprechender Anwendung der §§ 317 ff. HGB zu prüfen. 

2. Die Stadt hat nach § 131 Abs. 3 SächsGemO a.F. ab dem 1. Januar 2013 die Haushaltswirtschaft 

nach den doppischen Grundsätzen anzuwenden und für diesen Stichtag eine Eröffnungsbilanz 

nebst Anhang (inkl. Anlagen) aufzustellen.  

3. Die Stadt hat die Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) nach den allgemeinen Vorschrif-

ten der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO a.F.) und der Sächsischen Kom-

munalhaushaltsverordnung-Doppik (SächsKomHVO-Doppik a.F.) aufgestellt. Die Stadt hat zur Er-

läuterung der Eröffnungsbilanz gemäß §§ 131 Abs. 3 i.V.m. 88 Abs. 2 SächsGemO a.F. einen An-

hang (inkl. Anlagen) sowie einen Rechenschaftsbericht erstellt. 

4. Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu Drit-

ten, die diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 vereinbart.  

5. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir diesen Bericht nach 

den Grundsätzen des IDW PS 450, dem die von uns geprüfte Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. 

Anlagen) sowie der geprüfte Rechenschaftsbericht als Anlagen beigefügt sind. In Anlage III haben 

wir die rechtlichen, wirtschaftlichen und steuerlichen Verhältnisse der Stadt dargestellt.  

II. Bestätigung der Unabhängigkeit 

6. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Prüfung die anwendbaren Vor-

schriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

                                                                                                               

1 Bezüglich dieser und der weiteren Abkürzungen verweisen wir auf das unserem Bericht vorangestellte Abkürzungsverzeichnis. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung des Bürgermeisters 

7. Nachfolgend stellen wir zusammengefasst die Beurteilung der Lage der Stadt durch den Bürger-

meister (siehe Anlage I) dar: 

In den Vorbemerkungen beschreibt der Bürgermeister den Weg zur Einführung der Doppik und 

hebt in diesem Zusammenhang die Verpflichtung der Stadt Brandis zur Erstellung einer Eröff-

nungsbilanz zum 1. Januar 2013 hervor.  

Zur Lage der Kommune hebt der Bürgermeister hervor, dass der letzte kamerale Jahresabschluss 

(31. Dezember 2012) die Grundlage für die doppische Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 dar-

stellte. Die Eröffnungsbilanz hat ein Bilanzvolumen von T€ 76.751. 

Zur Vermögens- und Finanzlage gibt der Bürgermeister die Zusammensetzung der Bilanz wieder. 

Demnach sind auf der Aktivseite die wesentlichen Mittel im Anlagevermögen (T€ 71.071) gebun-

den (Mittelverwendung). Die Stadt finanziert sich zum Zeitpunkt der Eröffnungsbilanz (Mittelher-

kunft) überwiegend aus Eigenkapital (T€ 40.088) und Investitionszuwendungen, welche in den 

Sonderposten erfasst sind (T€ 18.382).  

Zu den zu erwartenden positiven Entwicklungen und möglichen Risiken von besonderer Bedeu-

tung gibt der Bürgermeister die Haushaltsansätze für die Jahre 2013 bis 2016 wieder. Dies sahen 

sowohl im Ergebnis-, als auch im Finanzhaushalt, außer für den Finanzhaushalt 2016, negative Er-

gebnisse vor. Er hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass die tatsächlichen Ergebnisse erst nach 

Erstellung der Jahresabschlüsse vorliegen. 

Im Abschnitt Organe der Gemeinde und Angaben zu Mitgliedschaften gemäß § 88 Abs. 3 Sächs-

GemO macht der Bürgermeister abschließend die geforderten Pflichtangaben zum Stichtag der Er-

öffnungsbilanz. 

8. Die Beurteilung der Lage der Stadt, insbesondere die Beurteilung der wesentlichen positiven Ent-

wicklungen und möglichen Risiken von besonderer Bedeutung der Stadt, ist plausibel und folge-

richtig abgeleitet. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen 

ist die Lagebeurteilung des Bürgermeisters dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutref-

fend. 



WIBERA 
7 

0.0837229.001 
 

II. Bilanzpolitische Maßnahmen 

9. Für das Sachanlagevermögen (T€ 57.675) wurden grundsätzlich die Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten zum Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung ermittelt und bei abnutzbaren Anla-

gen um Abschreibungen bis zum Stichtag der Eröffnungsbilanz fortgeschrieben. Sofern die An-

schaffungs- und Herstellungskosten nicht ermittelbar waren, wurden Ersatzwerte herangezogen. 

Demnach wurden insbesondere die Anschaffungs- und Herstellungskosten für Straßen und Ge-

bäude mittels Sachwertverfahren auf der Grundlage von Normalherstellungskosten und für Grund 

und Boden auf der Grundlage aktueller Bodenrichtwerte ermittelt. Darüber hinaus wurden als Er-

satzwerte preisindizierte Wiederbeschaffungszeitwerte angesetzt. Die Ermittlung der Anschaf-

fungs- und Herstellungskosten für Straßen und der korrespondierenden Wertansätze für die Son-

derposten (Zuschüsse) erfolgte auf Grundlage des Netzkontenmodells. 

10. Die Bewertung der Finanzanlagen (T€ 13.381) erfolgt nach der Eigenkapitalspiegelmethode. 

Demnach wird für Anteile an Kapitalgesellschaften das der Stadt gesellschaftsrechtlich zuzurech-

nende Eigenkapital und für Mitgliedschaften in Zweckverbänden das der Stadt nach dem Verhält-

nis der Einwohner zuzurechnende Eigenkapital der Zweckverbände zum 1. Januar 2013 (31. De-

zember 2012) ausgewiesen. Sofern die Beteiligungen kein positives Eigenkapital ausweisen, 

wurde ein Erinnerungswert von € 1 angesetzt (KISA). 

11. Sofern der Stadt Brandis für Investitionen in das Anlagevermögen Zuwendungen gewährt wurden, 

wurden diese als Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen (T€ 18.245) erfasst. Die 

gebildeten Sonderposten folgen der Bilanzentwicklung der bezuschussten Vermögensgegen-

stände. Demnach bemisst sich die ertragswirksame Auflösung regelmäßig an der Nutzungsdauer 

der Sachanlagen. Für die investive Schlüsselzuweisung wurde gemäß dem Wahlrecht in § 61 

Abs. 9 SächsKomHVO-Doppik a.F. im Rahmen der erstmaligen Bewertung ein Sammelposten ge-

bildet. 

12. Mit Änderungsverordnung zur SächsKomHVO-Doppik a.F. vom 19. Dezember 2012 wurden die 

Kommunen von der Verpflichtung zur Bildung von Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen 

entbunden. Gemäß § 27 Abs. 3 des Gesetzes über den Kommunalen Versorgungsverband Sachsen 

(SachsGKV) hat nunmehr der Kommunale Versorgungsverband Sachsen sowohl für seinen eige-

nen Bereich als auch für seine Mitglieder Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen zu bilden. 

Entsprechend wurden in der Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 keine Rückstellungen für Pensi-

onen und Beihilfen dotiert.  

13. In der Eröffnungsbilanz wurden Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäf-

ten und aus laufenden Verfahren gebildet. Diese beinhalten u.a. Verpflichtungen aus der Auskeh-

rung von Verkaufserlösen aus offenen Vermögensfragen. Die Stadt Brandis veräußerte seit 1990 

bestrittenes Eigentum. Sofern die hieraus erzielten Verkaufserlöse noch nicht ausgekehrt wurden, 

wurden die Verkaufserlöse als Drohverlustrückstellungen erfasst (T€ 2.987). Für rückständigen 
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Grunderwerb für von der Stadt genutzte Flächen Dritter (Ausübung der Sachherrschaft) sind vor-

sorglich Rückstellungen in Höhe von T€ 1.885 dotiert worden.  

III. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

14. Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 20. März 2018 den 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

"Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 

An die Stadt Brandis, Brandis 

Wir haben die Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis, Brandis, zum 1. Januar 2013 nebst Anhang 

(inkl. Anlagen) sowie den Rechenschaftsbericht geprüft. Die Aufstellung dieser Unterlagen nach 

den gemeinderechtlichen Vorschriften des Freistaats Sachsen liegt in der Verantwortung des Bür-

germeisters der Stadt. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prü-

fung eine Beurteilung über die Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) sowie über den Re-

chenschaftsbericht abzugeben. 

Wir haben unsere Prüfung der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) und Rechenschafts-

bericht nach § 104 Abs. 1 SächsGemO und entsprechend § 317 HGB unter Beachtung der vom 

Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Un-

richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch die Eröffnungsbilanz nebst An-

hang (inkl. Anlagen) unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 

den Rechenschaftsbericht vermittelten Bildes der Vermögenslage wesentlich auswirken, mit hin-

reichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 

Kenntnisse über die Tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt sowie 

die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-

samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Anga-

ben in Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) und Rechenschaftsbericht überwiegend auf 

der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilan-

zierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Bürgermeisters der Stadt sowie die 

Würdigung der Gesamtdarstellung der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) und des Re-

chenschaftsberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 

Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht die 

Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter 
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Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögenslage der Stadt. Der Rechenschaftsbericht steht in Einklang mit 

der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen), vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Vermögenslage der Stadt und stellt die zu erwartenden positiven Entwicklungen und mögli-

chen Risiken von besonderer Bedeutung zutreffend dar." 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

15. Gegenstand unserer Prüfung waren die nach den Vorschriften der SächsGemO a.F. und der Sächs-

KomHVO-Doppik a.F. aufgestellte Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 nebst Anhang (inkl. Anla-

gen) sowie der Rechenschaftsbericht. Die Verantwortung für die Ordnungsmäßigkeit von Eröff-

nungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) und Rechenschaftsbericht trägt der gesetzliche Vertre-

ter der Stadt. Unsere Aufgabe war es, diese Unterlagen einer Prüfung dahin gehend zu unterzie-

hen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung beachtet worden sind. Den Rechen-

schaftsbericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. An-

lagen) und den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt 

eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Stadt vermittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob 

die positiven Entwicklungen und möglichen Risiken von besonderer Bedeutung zutreffend darge-

stellt sind. 

16. Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes der Stadt, insbesondere, ob alle 

Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand des uns erteilten Auftra-

ges zur Prüfung der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen). 

17. Unsere Prüfung haben wir mit Unterbrechungen in den Monaten August 2017 bis Januar 2018 bei 

der Stadt Brandis und abschließende Arbeiten in unseren Geschäftsräumen durchgeführt. 

18. Bei Durchführung der Prüfung haben wir sinngemäß die Vorschriften der §§ 317 ff. HGB, die in 

den Prüfungsstandards des IDW niedergelegten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

und die einschlägigen Vorschriften der Sächsischen Kommunalprüfungsverordnung Doppik 

(SächsKomPrüfVO Doppik a.F.) beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung so angelegt, dass wir 

Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögenslage wesentlich auswirken, 

erkennen konnten. Gegenstand unseres Auftrags waren nicht die Aufdeckung und Aufklärung 

strafrechtlicher Tatbestände, wie z.B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, und 

außerhalb der Rechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten und nicht die Beurteilung der 

Effektivität und Wirtschaftlichkeit der Haushaltswirtschaft der Stadt. Prüfungsplanung und Prü-

fungsdurchführung haben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die 

Rechnungslegung wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Der gesetzli-

che Vertreter der Stadt ist für die Einrichtung und Durchsetzung geeigneter Maßnahmen zur Ver-

hinderung bzw. Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten verantwortlich. 

19. Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir uns zunächst einen aktuellen 

Überblick über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Stadt verschafft und uns durch Ge-

spräche mit der Verwaltungsleitung mit den Risiken befasst, die zu wesentlichen Fehlern in der 
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Rechnungslegung führen können. Zudem haben wir untersucht, welche Maßnahmen die Stadt er-

griffen hat, um diese Risiken zu bewältigen. In diesem Zusammenhang haben wir eine Prüfung der 

Angemessenheit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems der Stadt durchge-

führt. 

Diese Kenntnisse haben wir bei der Bestimmung unseres weiteren Prüfungsvorgehens berücksich-

tigt. Unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit haben wir 

daher im Folgenden aussagebezogene Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungssicherheit 

durchgeführt.  

20. Nachfolgend geben wir einen Überblick zu den von uns bei der Prüfung der Eröffnungsbilanz nebst 

Anhang (inkl. Anlagen) gesetzten Prüfungsschwerpunkten: 

 Ansatz und Bewertung des Anlagevermögens, der Sonderposten und der Rückstellungen 

 Richtigkeit, Vollständigkeit und Periodenabgrenzung der öffentlich-rechtlichen Forderungen 
und Forderungen aus Transferleistungen sowie der privatrechtlichen Forderungen und der 
Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 

 Richtigkeit und Vollständigkeit der liquiden Mittel und Verbindlichkeiten aus Kreditaufnah-
men 

21. Zur Prüfung der Posten der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) der Stadt haben wir 

u.a. in Stichproben Grundbuchauszüge, Darlehensverträge, Liefer- und Leistungsverträge, Be-

scheide für Zuschüsse und Zulagen, die Jahresabschlüsse zum 31. Dezember 2012 der verbunde-

nen Unternehmen und Beteiligungen sowie sonstige Geschäftsunterlagen eingesehen. Ferner ha-

ben wir uns Bankbestätigungen von Kreditinstituten zum 1. Januar 2013 zukommen lassen. Die 

öffentlich-rechtlichen Forderungen haben wir uns anhand der Mitteilungen des Landesamtes für 

Steuern und Finanzen über den Gemeindeanteil an der Einkommen- und Umsatzsteuer nachwei-

sen lassen. 

Bei der Prüfung der Anschaffungs- und Herstellungskosten für Vermögensgegenstände des Anlage-

vermögens sowie der Wertansätze für die Sonderposten haben uns Bewertungsunterlagen und bei 

der Prüfung der Rückstellung für Altersteilzeit versicherungsmathematische Gutachten von unab-

hängigen Sachverständigen vorgelegen, deren Ergebnisse wir verwerten konnten.  

Auf die Einholung von Saldenbestätigungen für privatrechtliche Forderungen und Verbindlichkei-

ten aus Lieferungen und Leistungen haben wir verzichtet, da der Nachweis aufgrund der Art der 

Erfassung, Verwaltung und Abwicklung der Salden auch bei Nichteinholung von Saldenbestäti-

gungen in ausreichender und angemessener Weise erbracht werden konnte. 

22. Vom Bürgermeister der Stadt und den von ihr beauftragten Mitarbeitern sind uns alle erbetenen 

Aufklärungen und Nachweise erbracht worden. 
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Der Bürgermeister der Stadt hat uns die berufsübliche schriftliche Vollständigkeitserklärung zur 

Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) und zum Rechenschaftsbericht erteilt. 
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D. Feststellungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Belegwesen und weitere geprüfte Unterlagen 

23. Das Belegwesen ist nach unseren Feststellungen ordnungsgemäß und entspricht den gesetzlichen 

Vorschriften. Die aus den weiteren geprüften Unterlagen zu entnehmenden Informationen führen 

zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) und Re-

chenschaftsbericht.  

24. Bei unserer Prüfung haben wir keine wesentlichen Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, 

dass die von der Stadt getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, 

die Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewährleisten.  

25. Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unseren Feststellungen grundsätz-

lich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation und Si-

cherung des Buchungsstoffs zu gewährleisten.  

2. Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) 

26. In der Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 nebst Anhang (inkl. Anlagen) wurden die gesetzli-

chen Vorschriften und die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung beachtet.  

27. Die Eröffnungsbilanz wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften 

Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die kommunalrechtlichen Ansatz-, Ausweis- und Bewer-

tungsvorschriften eingehalten. 

28. Der Anhang (inkl. Anlagen) entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die Angaben im Anhang 

(inkl. Anlagen) sind vollständig und zutreffend.  

3. Rechenschaftsbericht 

29. Der Rechenschaftsbericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften (§ 53 SächsKomHVO-Doppik 

a.F.). Er steht mit der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) und den bei unserer Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang. Der Rechenschaftsbericht vermittelt insgesamt eine zu-

treffende Vorstellung von der Lage der Stadt. Nach unserer Auffassung sind im Rechenschaftsbe-

richt die wesentlichen positiven Entwicklungen und möglichen Risiken von besonderer Bedeutung 

zutreffend dargestellt. 
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II. Gesamtaussage der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) 

30. Die Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) entspricht den gesetzlichen Vorschriften und 

vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögenslage der Stadt. 

31. Zum besseren Verständnis der Gesamtaussage der Eröffnungsbilanz nebst Anhang (inkl. Anlagen) 

gehen wir nachfolgend pflichtgemäß auf die wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsgrundla-

gen ein (§ 321 Abs. 2 Satz 4 HGB). 

Wesentliche Bilanzierungs- und Bewertungsgrundlagen 

32. Die Eröffnungsbilanz wurde nach den Vorschriften der SächsKomHVO-Doppik a.F. gegliedert. Ge-

mäß dem Wahlrecht nach § 47 Abs. 4 SächsKomHVO-Doppik a.F. wurde innerhalb der Rückstel-

lungen ein Zwischenposten "Weitere Rückstellungen" hinzugefügt. 

33. Hinsichtlich der von der Stadt angewendeten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verweisen 

wir darüber hinaus auf deren Darstellung im Anhang zur Eröffnungsbilanz der Stadt (siehe unter 

Anlage II). Zu den sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen verweisen wir auf unsere Ausführungen 

in Abschnitt B.II. 
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Stadt Brandis 

Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 

 

Rechenschaftsbericht zur Eröffnungsbilanz 

I. Vorbemerkungen 

Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder (IMK) hat am 

21. November 2003 die Reform des Gemeindehaushaltsrechts beschlossen. Ziel der Reform 

war die Umstellung von einem zahlungsorientierten auf ein ressourcenorientiertes Haushalts- 

und Rechnungswesen. Das Konzept der IMK sah dafür entweder die erweiterte kameralistische 

Buchführung oder ein doppisches Haushalts- und Rechnungswesen vor. Es ließ Spielraum für 

die landesrechtliche Ausgestaltung. 

Das Sächsische Kabinett hat mit Beschluss vom 4. Mai 2004 die Einführung eines doppischen 

Haushalts- und Rechnungswesens für den Freistaat Sachsen beschlossen. Eine 

Wahlmöglichkeit zwischen der erweiterten Kameralistik und dem doppischen Haushalts- und 

Rechnungswesen war danach nicht vorgesehen. Die sächsischen kommunalen 

Spitzenverbände haben sich ebenfalls für die »Doppik« als Rechnungsstil des neuen 

kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens ausgesprochen. 

Der Sächsische Landtag hat in seiner Sitzung am 7. November 2007 das Gesetz über das neue 

kommunale Haushalts- und Rechnungswesen beschlossen. Nach der Verkündung dieses 

Gesetzes im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 13/2007 ist dieses Gesetz am 

25. November 2007 in Kraft getreten. 

Zur Entwicklung des Rechtsrahmens wurden eine Lenkungsgruppe und vier Arbeitsgruppen 

gebildet, die mit Vertretern des Sächsischen Rechnungshofes, des Sächsischen 

Staatsministeriums der Finanzen, des Sächsischen Staatsministeriums des Innern und der 

kommunalen Landesverbände sowie kommunalen Praktikern besetzt waren. Die 

organisatorische und fachliche Koordination der Lenkungsgruppe und der Arbeitsgruppen oblag 

einer Projektgruppe beim Sächsischen Staatsministerium des Innern. 

Die Umsetzung der Regelungen für ein doppisches Haushalts- und Rechnungswesen wurde 

den Kommunen in einer Freiwilligkeitsphase ab dem Jahr 2008 ermöglicht. Die verpflichtende 

Umstellung für die Kommunen im Freistaat Sachsen auf ein doppisches Haushalts- und 

Rechnungswesen war ab dem Jahr 2013 verbindlich. Die Stadt Brandis hat den Umstieg zum 

1. Januar 2013 vorgenommen. Es musste somit eine Eröffnungsbilanz für die Stadt Brandis 

erstellt werden. 
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Die Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis zum 1. Januar 2013 enthält eine Bilanzsumme von 

EUR 76.750.726,74 mit einer Kapitalposition (entspricht dem kaufmännischen Eigenkapital) von 

EUR 40.087.786,80 (52,23 %). 

II. Lage der Gemeinde 

1. Jahresrechnung 2012 (kameral) 

Das Haushaltsjahr 2012 war für die Stadt Brandis das letzte kameral abgerechnete Jahr. 

Gemäß §§ 88 Abs. 1 SächsGemO in Verbindung mit § 46 Abs. 3 Sächsische 

Kommunalhaushaltsverordnung (SächsKomHVO) wurde eine kamerale Jahresrechnung 2012 

einschließlich eines Rechenschaftsberichtes erstellt und damit das Ergebnis der 

Haushaltswirtschaft einschließlich des Standes des Vermögens und der Schulden zu Beginn 

und am Ende des Jahres 2012 ausgewiesen und ausführlich erläutert. Daher wird an dieser 

Stelle auf die Jahresrechnung 2012 und den dazugehörigen Rechenschaftsbericht der Stadt 

Brandis sowie den vorliegenden Prüfbericht über die örtliche Prüfung verwiesen. 

Die Kassenlage der Stadt Brandis war im Haushaltsjahr 2012 stabil. Kassenkredite mussten 

nicht in Anspruch genommen werden. Die Stadt Brandis hatte zum 1. Januar 2013 

Kreditverbindlichkeiten in Höhe von EUR 9.099.352,93 zu bedienen. 

 

2. Wesentliche Daten der Eröffnungsbilanz 

Diese Vermögenswerte der letzten kameralen Haushaltsrechnung wurden entsprechend der 

„Hinweise des Sächsischen Staatsministeriums des Innern (SMI) zur Überleitung der kameralen 

Haushaltsdaten in das neue kommunale Haushalts- und Rechnungswesen“ 

(Stand: 10. Dezember 2008) in die doppischen Strukturen übergeleitet und bildeten die 

Grundlagen zur Erstellung der Eröffnungsbilanz. Die Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis weist 

zum Stichtag 1. Januar 2013 Vermögen und Schulden (Bilanzsumme) von EUR 76.750.726,74 

aus. 

Die wesentlichen Positionen der Bilanz werden im Anhang zur Eröffnungsbilanz erläutert, 

sodass an dieser Stelle lediglich eine verkürzte Untergliederung der Bilanz dargestellt wird. Für 

textliche Erläuterungen sowie für eine detailliertere Zusammenstellung wird auf den Anhang 

verwiesen. 
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Aktivseite 
Stand zum 

01.01.2013 

 TEUR %* 

Immaterielle Vermögensgegenstände   15   0  

Sachanlagevermögen   57.675   75  

Finanzanlagevermögen   13.381   17  

Anlagevermögen   71.071   92  

   

Vorräte   69   0  

Forderungen   514   1  

Liquide Mittel   5.096   7  

Umlaufvermögen   5.679   8  

   

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten   0   0  

   

Nicht durch Kapitalposition gedeckter Fehlbetrag   0   0  

   

Aktiva   76.750   100  
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Passivseite 
Stand zum 

01.01.2013 

 TEUR %* 

Basiskapital   40.088   52  

Kapitalposition   40.088   52  

   

Sonderposten   18.381   24  

   

Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit 
im Rahmen von Altersteilzeit  1.787   2  

Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus der 
steuerkraftabhängigen Umlage nach § 25a SächsFAG  0   0  

Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren sowie aus Bürgschaften, Gewährleistungen und 
wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften  5.539   7  

Weitere Rückstellungen   609   1  

Rückstellungen   7.935   10  

   

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen   9.099   12  

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen   233   0  

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen   459   1  

Sonstige Verbindlichkeiten   293   1  

Verbindlichkeiten   10.084   14  

   

Passive Rechnungsabgrenzungsposten   262   0  

   

Passiva   76.750   100  

*Die %-Angabe bezieht sich auf den Anteil der jeweiligen Zeile an der (Gesamt-)Bilanzsumme. 
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III. Zu erwartende Entwicklung und mögliche Risiken von besonderer Bedeutung 

1. Allgemeines 

Aufgrund des zeitlichen Abstandes zwischen dem Eröffnungsbilanzstichtag zum 1. Januar 2013 

und dem Zeitpunkt der Aufstellung der Eröffnungsbilanz im 1. Halbjahr 2017 und der damit 

verbundenen geringen zukunftsorientierten Entscheidungsrelevanz wird auf eine umfangreiche 

Betrachtung der direkt auf die Eröffnungsbilanz folgenden Jahre verzichtet. Es wird auf die 

Erläuterungen der zwischenzeitlich aufgestellten Haushaltspläne verwiesen. 

2. Ausblick auf die Folgejahre 

Gesamtergebnishaushalt  2013   2014   2015*   2016*  

 TEUR TEUR TEUR TEUR 
 
Ordentliche Erträge  11.727   12.044   11.905   12.038  
Ordentliche Aufwendungen  -11.717   -13.378   -13.042   -12.943  
Ordentliches Ergebnis  10   -1.334   -1.137   -905  
 
Außerordentliche Erträge  791   329   -   -  
Außerordentliche Aufwendungen  -800   -267   -   -  
Sonderergebnis  -9   62   -   -  
 
Gesamtergebnis  1   -1.272   -1.137   -905  
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Gesamtfinanzhaushalt  2013   2014   2015*   2016*  

 TEUR TEUR TEUR TEUR 
 
Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit  11.769   12.291   11.954   12.087  
Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit  -11.694   -12.112   -11.762   -11.656  
Zahlungsmittelsaldo aus lfd. Verwaltungstätigkeit  75   179   192   431  
 
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit  1.469   840   883   1.579  
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit  -3.756   -2.505   -1.713   -265  
Zahlungsmittelsaldo aus lfd. Investitionstätigkeit  -2.287   -1.665   -830   1.314  
 
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit  -   742   -   -  
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit  -469   -1.225   -509   -510  
Zahlungsmittelsaldo aus lfd. 
Finanzierungstätigkeit  -469   -483   -509   -510  
 
Haushaltsunwirksame Einzahlungen  -   -   -   -  
Haushaltsunwirksame Auszahlungen  -   -   -   -  
Saldo aus haushaltsunwirksamen Vorgängen  -   -   -   -  
 
Gesamtzahlungsmittelsaldo  -2.681   -1.969   -1.147   1.235  

* Die Salden entstammen dem Haushaltsplan 2014. 

Bei dem im Gesamtergebnishaushalt der Stadt Brandis für das Jahr 2013 und für die 

nachfolgenden Haushaltsjahre ausgewiesenen Ergebnisse handelt es sich um Planwerte. Für 

2013 und für die Folgejahre bleiben die konkreten Jahresabschlüsse und damit auch die 

tatsächlichen Gesamtergebnisse der einzelnen Haushaltsjahre abzuwarten. 

Bei den im Gesamtfinanzhaushalt der Stadt Brandis für das Jahr 2013 und für die 

nachfolgenden Haushaltsjahre ausgewiesenen Zahlungsmittelbeständen handelt es sich um 

Planwerte. Für 2013 und für die Folgejahre bleiben die konkreten Jahresabschlüsse und damit 

auch die tatsächlichen Endbestände an Zahlungsmitteln der einzelnen Haushaltsjahre 

abzuwarten. 
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IV. Organe der Gemeinde und Angaben zu Mitgliedschaften gemäß 
§ 88 Abs. 3 SächsGemO 

Die gesetzliche Regelung sieht vor, dass im Rechenschaftsbericht die Bürgermeister, die 

Fachbediensteten für das Finanzwesen sowie die Ratsmitglieder, einschließlich der im 

Haushaltsjahr ausgeschiedenen Personen, namentlich aufgeführt sein müssen. 

Darüber hinaus sind Mitgliedschaften vorgenannter Personen in Aufsichtsräten und anderen 

Kontrollgremien im Sinne des § 125 Abs. 1 Satz 3 Aktiengesetz, in Organen verselbständigter 

Organisationseinheiten und Vermögensmassen, mit denen die Gemeinde eine Rechtseinheit 

bildet, in Organen von Unternehmen nach § 96 Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen, 

an denen die Kommune beteiligt ist, sowie sonstiger privatrechtlicher Unternehmen zu nennen. 

Ausgenommen sind jeweils Mitgliedschaften in Hauptversammlungen. 

Nachfolgend ist die Zusammensetzung der Organe zum Stichtag der Eröffnungsbilanz 

(01.01.2013) genannt. 

1. Die Organe der Stadt Brandis 

Der Bürgermeister 

Name Vorname Funktion Zuständigkeit 

Dietze Andreas Bürgermeister Vorsitzender des Stadtrates / 
Leiter der Stadtverwaltung; 
Allzuständigkeit 

Kühnel Joachim Stellvertretender 
Bürgermeister 
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Die Leiterin der Finanzen 

Name Vorname Funktion 
Eckert Angela Fachbedienstete für Finanzwesen 

 

Der Stadtrat 

Name Vorname 

Bürgervereinigung Brandis (BVB) 

Blankenburg Margitta 

Kühnel Joachim 

Müller Jens 

Ross Hans 

Uhlig Bärbel 
  

CDU-Fraktion 

Dr. Albrecht Lutz 

Börner Ingo 

Busch Alexander 

Eibeck Roland 

Haupt Jört 

Krüger Reinhild 

Dr. Löscher Volker 
 

Fraktion DIE LINKE 

Gäbel Ulrich 

Kahl Dagmar 

Schuster Werner 
 

IfV 

Plakinger Andreas 
 

NPD-Fraktion 

Lehmann Rolf 
 

SPD-Fraktion 

Holzmann Detlef 

Jesse Arno 

Mieszkalsi Frank 

Ziegan Toni 
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2. Organmitgliedschaften 

Der Bürgermeister 

Organisation Organ Funktion 

Andreas Dietze 

KBE - Kommunale Beteiligungsgesellschaft mbH an 
der envia 

Aufsichtsrat Mitglied 

Der Stadtrat 

Organisation Organ Funktion 

Frank Mieszkalski 

Brandiser Wohnstätten GmbH Aufsichtsrat Vorsitzender 
 

Jörg Haupt 

Brandiser Wohnstätten GmbH Aufsichtsrat Stellvertretender 
Vorsitzender 

 

Ingo Börner 

Brandiser Wohnstätten GmbH Aufsichtsrat Mitglied 
 

Joachim Kühnel 

Brandiser Wohnstätten GmbH Aufsichtsrat Mitglied 

 

Werner Schuster 

Brandiser Wohnstätten GmbH Aufsichtsrat Mitglied 
 

Dr. Volker Löscher 

Brandiser Bau- und Wohnungsgesellschaft mbH Aufsichtsrat Vorsitzender 
 

Toni Ziegan 

Brandiser Bau- und Wohnungsgesellschaft mbH Aufsichtsrat Stellvertretender 
Vorsitzender 

 

Hans Ross 

Brandiser Bau- und Wohnungsgesellschaft mbH Aufsichtsrat Mitglied 
 

Uwe Engel 

Brandiser Bau- und Wohnungsgesellschaft mbH Aufsichtsrat Mitglied 
 

Mario Taubert 

Brandiser Bau- und Wohnungsgesellschaft mbH Aufsichtsrat Mitglied 
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Stadt Brandis 
Vermögensrechnung (Bilanz) zum 1. Januar 2013 

- EUR -  
 

Aktivseite 
Stand zum 

01.01.2013 

1. Anlagevermögen  71.071.450,21  

1.1. Immaterielle Vermögensgegenstände  14.834,56  

1.2. Sonderposten für geleistete Investitionszuwendungen  0,00  

1.3. Sachanlagevermögen  57.675.313,61  

1.3.1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  3.426.493,82  

1.3.2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  29.922.185,73  

1.3.3. Infrastrukturvermögen einschließlich Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  23.413.362,23  

1.3.4. Bauten auf fremdem Grund und Boden  1,00  

1.3.5. Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler  86.156,16  

1.3.6. Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge  437.213,43  

1.3.7. Betriebs- und Geschäftsausstattung, Tiere  389.901,24  

1.3.8. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau  0,00  

1.4. Finanzanlagevermögen  13.381.302,04  

1.4.1. Anteile an verbundenen Unternehmen  9.108.174,25  

1.4.2. Beteiligungen  4.273.127,79  

1.4.3. Sondervermögen  0,00  

1.4.4. Ausleihungen  0,00  

1.4.5. Wertpapiere  0,00  

2. Umlaufvermögen  5.679.276,53  

2.1. Vorräte  68.990,00  

2.2. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen  295.509,40  

2.3. Privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des Umlaufvermögens  218.621,79  

2.4. Liquide Mittel  5.096.155,34  

3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten  0,00  

4. Nicht durch Kapitalposition gedeckter Fehlbetrag  0,00  

 Summe Aktiva    76.750.726,74 
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Passivseite 
Stand zum 

01.01.2013 

1. Kapitalposition  40.087.786,80  

1.1. Basiskapital  40.087.786,80  

1.2. Rücklagen  0,00  

1.2.1. Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses  0,00  

1.2.2. Rücklagen aus Überschüssen des Sonderergebnisses  0,00  

1.2.3. Rücklagen aus nicht ertragswirksam aufzulösenden Zuwendungen  0,00  

1.2.4. Zweckgebundene und sonstige Rücklagen  0,00  

1.3. Fehlbeträge  0,00  

1.3.1. Vortrag von Fehlbeträgen des ordentlichen Ergebnisses aus den Vorjahren  0,00  

1.3.2. Fehlbetrag des Sonderergebnisses und Vortrag von Fehlbeträgen des 
Sonderergebnisses aus Vorjahren  0,00  

1.3.3. Jahresfehlbetrag des ordentlichen Ergebnisses  0,00  

2. Sonderposten  18.381.569,47  

2.1. Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen  18.244.623,82  

2.2. Sonderposten für Investitionsbeiträge  136.945,65  

2.3. Sonderposten für den Gebührenausgleich  0,00  

2.4. Sonstige Sonderposten  0,00  

3. Rückstellungen  7.934.968,00  

3.1. Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im 
Rahmen von Altersteilzeit  1.787.349,00  

3.2. Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge kommunaler Deponien  0,00  

3.3. Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten und sonstige Umweltschutzmaßnahmen  0,00  

3.4. Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus der steuerkraftabhängigen Umlage 
nach § 25a SächsFAG  0,00  

3.5. Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aufgrund von 
Steuerschuldverhältnissen  0,00  

3.6. Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren sowie aus Bürgschaften, Gewährleistungen und wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften  5.538.882,00  

3.7. Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung im Haushaltsjahr  0,00  

3.8. Weitere Rückstellungen  608.737,00  

3.8.1. Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung 
gegenüber Dritten, die zum Bilanzstichtag wirtschaftlich begründet wurden und die der Höhe nach 
noch nicht genau bekannt sind, sofern sie erheblich sind  571.880,00  

3.8.2. Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften und aus laufenden Verfahren  0,00  

3.8.3. Sonstige Rückstellungen  36.857,00  

4. Verbindlichkeiten  10.083.981,29  

4.1. Verbindlichkeiten in Form von Anleihen  0,00  

4.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen  9.099.352,93  

4.3. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommenden 
Rechtsgeschäften  0,00  

4.4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  232.681,55  

4.5. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen  459.245,64  

4.6. Sonstige Verbindlichkeiten  292.701,17  

5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten  262.421,18  

 Summe Passiva    76.750.726,74 
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Stadt Brandis 

Anhang zur Eröffnungsbilanz 

I. Allgemeine Angaben zur Eröffnungsbilanz 

Auf der Grundlage der Entscheidung der Innenministerkonferenz vom 21. November 2003 – Grund-

züge eines neuen Haushalts- und Rechnungswesens – hat das Sächsische Kabinett am 4. Mai 2004 

die Einführung der Doppik in Sachsen beschlossen. 

Die Einführung der Doppik in der Stadt Brandis erfolgte zum 1. Januar 2013. Damit ist ab dem Haus-

haltsjahr 2013 die Haushaltswirtschaft nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung (Doppik) 

zu führen. 

Die Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis beinhaltet die Rechnungslegungskomponenten, welche die 

SächsGemO, die SächsKomHVO-Doppik sowie die Hinweise des Sächsischen Staatsministeriums 

des Innern zur Erstellung der Eröffnungsbilanz vorsehen: 

1. Vermögensrechnung (entspricht einer Bilanz) 

2. Anhang mit den Anlagen 

 Anlagenübersicht 

 Forderungenübersicht 

 Verbindlichkeitenübersicht 

 Beteiligungsübersicht 

 Übersicht über die übertragenen Haushaltsermächtigungen 

Die Eröffnungsbilanz wird um einen Rechenschaftsbericht ergänzt. 

II. Rechtliche Grundlagen 

Der Anhang ist der Eröffnungsbilanz als Anlage beizufügen (§ 88 Abs. 2 SächsGemO). Im Anhang 

sind die wesentlichen Posten der Vermögensrechnung zu erläutern. Ferner sind diejenigen Angaben 

aufzunehmen, die zu den einzelnen Posten vorgeschrieben sind sowie weitere Angaben nach § 52 

Abs. 2 SächsKomHVO-Doppik zu machen. 
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III. Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Für die Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 wurden die Regelungen  

 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 3. März 2014, in der 

am 29. Dezember 2017 gültigen Fassung, 

 der Sächsischen Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik (SächsKomHVO-Doppik) vom 

10. Dezember 2013, in der am 29. Dezember 2017 gültigen Fassung, 

 der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums des Innern über die Zuord-

nungsvorschriften zum Produktrahmen und Kontenrahmen sowie Muster für das neue kom-

munale Haushalts- und Rechnungswesen im Freistaat Sachsen (VwV Kommunale Haus-

haltssystematik - VwV KomHSys) vom 31. Juli 2012,  

 der Hinweise des Sächsischen Staatsministeriums des Innern zur Erstellung der Eröff-

nungsbilanz vom 11. September 2013,  

 der "Häufig gestellten Fragen" (FAQ), veröffentlicht auf der Internetpräsenz http://www.kom-

munale-verwaltung-sachsen.de, 

 der Richtlinie zur Bewertung der Bilanzpositionen für die Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis  

vom 18. Dezember 2012 sowie 

 der Dienstanweisung zur Erfassung des Vermögens und der Schulden der Stadt Brandis 

vom 16. Oktober 2014 

zugrunde gelegt.  

Die Gliederung der Vermögensrechnung erfolgt nach dem in der Sächsischen Kommunalhaushalts-

verordnung-Doppik vorgeschriebenen Gliederungsschema und unter Beachtung der verbindlich vor-

gegebenen Muster gemäß Anlage 5 zu Ziffer V. Nr. 1 VwV KomHSys. 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände erfolgte gem. § 89 Abs. 5 SächsGemO i. V. m. 

§ 38 Abs. 1 und 2 SächsKomHVO-Doppik grundsätzlich zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 

Waren diese nicht ermittelbar, wurden Ersatzwerte angesetzt. Darüber hinaus wurden die Vorschrif-

ten zur erstmaligen Bewertung (§ 61 SächsKomHVO-Doppik) berücksichtigt. 

In die Herstellungskosten werden lediglich die Material- und Fertigungseinzelkosten sowie die Son-

dereinzelkosten der Fertigung einbezogen.  

Gemäß § 37 SächsKomHVO-Doppik wurde eine vorsichtige Bewertung vorgenommen. Alle vorher-

sehbaren Risiken und Verluste, die zum Stichtag entstanden sind, wurden berücksichtigt. 
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Für die Bestimmung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer wurde entsprechend § 44 Abs. 3 Sächs-

KomHVO-Doppik die als Anlage zur SächsKomHVO-Doppik enthaltene Abschreibungstabelle zu-

grunde gelegt. Waren Vermögensgegenstände nicht in der Abschreibungstabelle enthalten, wurde 

die wirtschaftliche Nutzungsdauer durch Bildung sachgerechter Analogien bestimmt.  

Vom Wahlrecht für geleistete Investitionszuwendungen Sonderposten zu aktivieren wurde kein Ge-

brauch gemacht.  

Vorräte sind mit ihren Anschaffungskosten bewertet.  

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind mit ihrem Nominalbetrag oder mit dem 

am Bilanzstichtag niedrigeren beizulegenden Wert (Niederstwertprinzip) angesetzt. Bei Forderun-

gen, deren Einbringlichkeit mit Risiken versehen ist, wurden angemessene Wertberichtigungen vor-

genommen.  

Den liquiden Mitteln wurden Bar- und Buchgeldbestände wurden zum Nominalwert bewertet. 

Erhaltene Investitionszuweisungen wurden als Sonderposten passiviert und der bezuschussten An-

lage zugeordnet. Die ertragswirksame Auflösung der Sonderposten richtet sich nach der Nutzungs-

dauer des geförderten Vermögensgegenstands. 

Rückstellungen werden in Höhe des, auf der Grundlage einer sachgerechten und nachvollziehbaren 

Schätzung ermittelten, notwendigen Erfüllungsbetrags angesetzt. Die Sachverhalte, für welche 

Rückstellungen zu bilden waren, ergeben sich aus § 85a Abs. 1 SächsGemO sowie § 41 Sächs-

KomHVO-Doppik. In den zum Zeitpunkt der Erstellung der Eröffnungsbilanz gültigen Vorschriften 

sind Rückstellungen für Pensionen und Beihilfen explizit ausgenommen. Anstelle der Kommune hat 

der Kommunale Versorgungsverband Sachsen entsprechende Rückstellungen zu bilden. 

Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. Die Zuordnung von Verbindlichkeiten, 

die regelmäßig in gleichen Teilbeträgen und Zeitabständen zu tilgen sind, wird nicht nach der Fällig-

keit der einzelnen Teilbeträge, sondern nach dem Zeitraum bis zur Fälligkeit des letzten Teilbetrages 

vorgenommen. 

IV. Erläuterungen zu den Posten der Vermögensrechnung 

Grundlage für die Aufstellung der Vermögensrechnung (Bilanz) war die Ersterfassung des kommu-

nalen Vermögens und der kommunalen Schulden zum Stichtag der Eröffnungsbilanz (1. Januar 

2013). 
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A K T I V S E I T E 

1. Anlagevermögen 01.01.2013 EUR   71.071.450,21 

Als Anlagevermögen werden die Vermögensgegenstände ausgewiesen, die dauerhaft dem Ver-

waltungsbetrieb und damit der Aufgabenerfüllung der Kommune dienen. Im Falle einer voraussicht-

lich dauernden Wertminderung wurden Wertabschläge auf den niedrigeren beizulegenden Wert vor-

genommen (gemildertes Niederstwertprinzip). Hinsichtlich der Entwicklung des Anlagevermögens 

wird auf die Anlagenübersicht hingewiesen. 

Die Position Anlagevermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Immaterielle Vermögensgegenstände  14.834,56  

Sachanlagevermögen  57.675.313,61  

Finanzanlagevermögen  13.381.302,04  

  71.071.450,21  

 

1.1. Immaterielle Vermögensgegenstände 01.01.2013 EUR   14.834,56 

Immaterielle Vermögensgegenstände sind Vermögensgegenstände, die nicht körperlich bzw. 

nicht gegenständlich sind, sondern Rechte oder andere wirtschaftliche Werte darstellen. Hierzu zäh-

len u.a. Konzessionen und Lizenzen. 

Die Bewertung der immateriellen Vermögensgegenstände erfolgte anhand der Anschaffungskosten, 

vermindert um die planmäßigen Abschreibungen für die Zeit der bisherigen Nutzung. Für immateri-

elle Vermögensgegenstände, die nicht entgeltlich erworben wurden, gilt nach § 36 Abs. 5 Sächs-

KomHVO-Doppik ein Ansatzverbot. 

 

1.2. Sachanlagevermögen 01.01.2013 EUR  57.675.313,61   

Bei den Sachanlagen handelt es sich um körperliche Vermögensgegenstände des Anlagevermö-

gens, z. B. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte, Sachanlagen im Gemeingebrauch, Infrastruk-

turvermögen, Anlagen und Maschinen zur Leistungserstellung, andere Anlagen sowie Betriebs- und 

Geschäftsausstattung. Diese sind dazu bestimmt, dauernd dem Verwaltungsbetrieb zu dienen. 

Die Bewertung des Sachanlagevermögens erfolgte anhand der Anschaffungs- und Herstellungskos-

ten, vermindert um die planmäßigen Abschreibungen für die Zeit der bisherigen Nutzung. Sofern die 

tatsächlichen Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Auf-
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wand ermittelt werden konnten, wurden Ersatzwerte (z. B. Normalherstellungskosten, Bodenricht-

werte) angewendet. 

Die Position Sachanlagevermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  3.426.493,82  

Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  29.922.185,73  

Infrastrukturvermögen einschließlich Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte  23.413.362,23  

Bauten auf fremdem Grund und Boden  1,00  

Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler  86.156,16  

Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge  437.213,43  

Betriebs- und Geschäftsausstattung, Tiere  389.901,24  

  57.675.313,61  

 

1.2.1. Unbebaute Grundstücke und grund-
stücksgleiche Rechte 01.01.2013 EUR   3.426.493,82 

Unbebaute Grundstücke sind Grundstücke ohne Bebauung oder Grundstücke, auf denen sich 

keine benutzbare Bebauung in Form von Gebäuden oder anderen Bauwerken des Infrastrukturver-

mögens befindet.  

Die Position Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte setzt sich wie folgt zusam-

men: 

 01.01.2013 

  EUR  

Grünflächen  845.406,60  

Ackerland  331.203,51  

Wald und Forsten  412.706,49  

Schutz- und Ausgleichsflächen  158.275,60  

Gewässer  65.360,26  

Sonstige unbebaute Grundstücke  1.613.541,36  

  3.426.493,82  

Die Bewertung erfolgt entweder mit den Anschaffungskosten oder alternativ im Rahmen einer Er-

satzbewertung. Beruht die Bewertung auf Ersatzwerten, ist der aktuelle Bodenrichtwert (gemäß Bo-
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denrichtwertkarte zum jeweiligen Wertermittlungszeitpunkt) oder hilfsweise der niedrigere Boden-

richtwert umliegender Grundstücke oder der vom Gutachterausschuss ermittelte durchschnittliche 

Kaufpreis angesetzt. Herangezogen wurde dafür der Bodenrichtwertkatalog zum 31. Dezember 2012 

des Gutachterausschusses des Landratsamtes Leipzig. 

Grund und Boden wird nicht planmäßig abgeschrieben. Gegebenenfalls vorhandene Nutzungs-, Ver-

fügungs- oder Verwertungsbeschränkungen sind gem. § 61 Abs. 7 Nr. 1 SächsKomHVO-Doppik 

wertmindernd berücksichtigt.  

Der überwiegende Anteil dieser Bilanzposition ist unter den sonstigen unbebauten Grundstücken 

ausgewiesen. Dies betrifft unter anderem Flächen, die landwirtschaftlich nicht nutzbar sind oder Stra-

ßenbegleitgrün darstellen. Zudem wurden hier auch Grundstücke zugeordnet, die laut Bebauungs-

plan grundsätzlich bebaubar sind, für die jedoch noch keine konkrete Verkaufsabsicht vorliegt. 

 

1.2.2. Bebaute Grundstücke und grundstücks-
gleiche Rechte 01.01.2013 EUR   29.922.185,73 

Bebaute Grundstücke sind Grundstücke, auf denen sich eine benutzbare Bebauung, z. B. Gebäude 

oder andere Bauwerke, befindet. 

Die Position Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte setzt sich wie folgt zusam-

men: 

 01.01.2013 

  EUR  

Bebaute Grundstücke mit Wohnbauten  274.346,37  

Bebaute Grundstücke mit sozialen Einrichtungen   3.377.233,17  

Bebaute Grundstücke mit Schulen   13.399.525,45  

Bebaute Grundstücke mit Kulturanlagen  62.928,62  

Bebaute Grundstücke mit Sportanlagen  1.045.041,68  

Bebaute Grundstücke mit Gartenanlagen  1.439.782,29  

Bebaute Grundstücke mit Verwaltungsgebäuden  3.529.557,93  

Bebaute Grundstücke mit sonstigen Gebäuden   6.793.770,22  

   29.922.185,73  

Grund und Boden, die aufstehenden Gebäude sowie die zugehörigen Außenanlagen und sonstigen 

Bauten wurden entsprechend des Einzelbewertungsgrundsatzes bewertet Die Stadt Brandis hat für 

die Einführung des doppischen Haushalts- und Rechnungswesens, mit Unterstützung eines externen 

Dienstleisters, die Erfassung und Wertermittlung für Gebäude durchgeführt.  
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Die wesentlichen Gebäude bzw. Objekte der Stadt Brandis sind: Rathaus, Kindergarteneinrichtungen 

in den Ortsteilen, Schulgebäude mit Außenanlagen. Bei den Grundstücken mit sonstigen Gebäuden 

handelt es sich u.a. um die Feuerwehrgebäude in Brandis und in den einzelnen Ortsteilen sowie um 

Lager- und Garagengebäude. 

Die Position der bebauten Grundstücke mit sonstigen Gebäuden beinhaltet auch Grundstücke des 

sogenannten "rückständigen Grunderwerbs" bzw. Grundstücke mit "offener Ankaufsverpflichtung". 

In Fällen des "rückständigen Grunderwerbs" fallen das wirtschaftliche und rechtliche Eigentum aus-

einander. Das wirtschaftliche Eigentum liegt in diesem Falle bei der Kommune und der Vermögens-

gegenstand ist demnach von der Kommune zu aktivieren. Dass solche Sachverhalte im Rahmen der 

Eröffnungsbilanz zu erfassen sind, ergibt sich unter anderem aus FAQ 3.52 ("Bewertung von Grund-

stücken mit offener Ankaufsverpflichtung") und FAQ 4.7 ("Wirtschaftliches Eigentum" als Kriterium 

für die Inventarisierung). 

 

1.2.3. Infrastrukturvermögen einschließlich 
Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte 01.01.2013 EUR   23.413.362,23 

Die Bilanzposition Infrastrukturvermögen umfasst die öffentlichen Einrichtungen, die im Rahmen 

der Daseinsvorsorge für die örtliche Gemeinschaft erforderlich sind und die nach ihrer Bauweise und 

Funktion ausschließlich der örtlichen Infrastruktur dienen. Hierzu gehören Brücken, Tunnel und In-

genieurbauwerke unabhängig von ihrer Nutzung für Fußgänger, Straßen- oder Schienenverkehr so-

wie Stützmauern, alle gemeindlichen Straßen, Wege, Plätze, die für den öffentlichen Verkehr (Fahr-

zeuge und Fußgänger) genutzt werden, wobei die daran befindlichen Buswartehäuschen und sons-

tigen Einrichtungen des öffentlichen Personennahverkehrs davon getrennt erfasst und bewertet wur-

den. 

Die Position Infrastrukturvermögen einschließlich Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Brücken, Tunnel und ingenieurbauliche Anlagen  172.419,31  

Straßen, Wege und Plätze  21.619.756,51  

Sonstiges Infrastrukturvermögen  1.621.186,41  

  23.413.362,23  

Die Stadt Brandis hat für die Einführung des doppischen Haushalts- und Rechnungswesens, mit 

Unterstützung eines externen Dienstleisters, eine Erhebung des Straßeninfrastrukturvermögens 

durchgeführt. Dabei wurde das Netzknoten-Modell angewandt sowie für die Zustandsbewertung die 
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Empfehlungen der Forschungsgesellschaft Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) sowie die Säch-

siche Bewertungsrichtlinie berücksichtigt. 

Die Position der Straßen, Wege und Plätze beinhaltet auch Grundstücke des sog. "rückständigen 

Grunderwerbs" bzw. Grundstücke mit "offener Ankaufsverpflichtung".  

Die Position Sonstiges Infrastrukturvermögen beinhaltet im Wesentlichen Straßenbeleuchtungsan-

lagen sowie Containerplätze, Spiel- und Bolzplätze. Diese Vermögensgegenstände werden entwe-

der mittels Anschaffungs- und Herstellungskosten oder anhand von Ersatzwerten bewertet. 

 

1.2.4. Bauten auf fremdem Grund und Boden 01.01.2013 EUR   1,00 

Unter den Bauten auf fremdem Grund und Boden sind Bauten aktiviert, die auf Grundstücken 

stehen, welche nicht im wirtschaftlichen Eigentum der Gemeinde stehen, z. B. im Zusammenhang 

mit erhaltenen Erbbaurechten. 

Ausgewiesen werden hier ein Gebäude mit einfachen Ausstattungsstandard im Bereich des Wald-

bades. 

 

1.2.5. Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler 01.01.2013 EUR   86.156,16 

Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler sind mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten, 

beziehungsweise alternativ mit Ersatzwerten, anzusetzen. Kunstgegenstände unterliegen keiner Ab-

schreibung, wenn es sich um Kunstwerke anerkannter Meister handelt. Unter dieser Position werden 

mehrere Anlagegüter geführt, u.a. Gedenksteine und Statuen in den Parkanlagen.  

 

1.2.6. Maschinen, technische Anlagen und 
Fahrzeuge 01.01.2013 EUR   437.213,43 

Unter der Position Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge sind nur solche Vermögens-

gegenstände bilanziert, die nicht dem Infrastrukturvermögen zugeordnet sind. Neben den Fahrzeu-

gen werden hier auch die den Fahrzeug zuzurechnenden Rüstsätze ausgewiesen. 

Dieser Position werden auch Betriebsvorrichtungen zugeordnet. Betriebsvorrichtungen sind üblicher-

weise mit dem Gebäude fest verbunden, sie dienen jedoch nicht vorrangig der Nutzung des Gebäu-

des, sondern stehen in einer besonderen Beziehung zum Betrieb. Auch im Falle der baulichen Ver-

bundenheit mit dem Grund und Boden werden sie zum beweglichen Vermögen gezählt und selbst-

ständig erfasst, bewertet und abgeschrieben. 
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Die Position Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Fahrzeuge  396.740,08  

Maschinen, technische Anlagen und Betriebsvorrichtungen  40.473,35  

  437.213,43  

Die Position Fahrzeuge betrifft überwiegend Fahrzeuge der Freiwilligen Feuerwehr (Löschgruppen-

fahrzeuge sowie Anhänger).  

Unter der Position Maschinen, technische Anlagen und Betriebsvorrichtungen werden vor allem die 

Absauganlage in dem Feuerwehrgerätehaus, die Einrichtung in der Cafeteria, die Tribünenausstat-

tung sowie die Bushaltestellen erfasst.  

 

1.2.7. Betriebs- und Geschäftsausstattung  01.01.2013 EUR   389.901,24   

Die Betriebs- und Geschäftsausstattung ist von den Maschinen und technischen Anlagen sowie 

den Fahrzeugen abzugrenzen. Die Betriebs- und Geschäftsausstattungen wurden zu Anschaffungs-

kosten mit Abzug der aufgelaufenen Abschreibungen angesetzt. Die Abschreibung erfolgt planmäßig 

über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. 

Die Position Betriebs- und Geschäftsausstattung setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Schulausstattung  134.379,31  

Ausstattung der Kinderkrippen und Kindertagesstätten  9.892,55  

Sonstige Betriebs- und Geschäftsausstattung  245.629,38  

  389.901,24  

Zum Eröffnungsbilanzstichtag wurden nur die beweglichen Vermögensgegenstände bewertet, deren 

Anschaffungskosten EUR 1.000,00 übersteigen. Der überwiegende Teil der erfassten Vermögens-

gegenstände der Betriebs- und Geschäftsausstattung wurde mit den tatsächlichen Anschaffungs-

kosten bewertet. Es wurden planmäßige Abschreibungen bis zum Eröffnungsbilanzstichtag berück-

sichtigt. 

Beruht die Bewertung auf Ersatzwerten, sind für die Vermögensgegenstände der Betriebs- und Ge-

schäftsausstattung vorsichtig geschätzte Wiederbeschaffungszeitwerte vergleichbarer Vermögens-

gegenstände, rückindiziert auf das Jahr ihrer Anschaffung oder Herstellung, angesetzt. Der Ersatz-

wert ist um planmäßige Abschreibungen für die Zeit der bisherigen Nutzung gemindert. Sofern eine 
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Ersatzbewertung erfolgt, wurden auch Gruppen- oder Festwertbewertungen vorgenommen. 

Die Betriebs- und Geschäftsausstattung umfasst die Ausstattung der Feuerwehr, der Schulen und 

der Kindertagesstätten. Die sonstige Betriebs- und Geschäftsausstattung betrifft u.a. diverse Büro-

möbel, Kücheneinrichtung, Stahlschränke und Tresore. 

 

1.3. Finanzanlagevermögen 01.01.2013 EUR   13.381.302,04 

Zu den Finanzanlagen gehören insbesondere Beteiligungen und Anteile an kommunalen Unterneh-

men in öffentlich-rechtlicher Rechtsform und in Privatrechtsform. Zu den Finanzanlagen gehören 

auch das in Sondervermögen (z. B. Eigenbetriebe) eingebrachte Kapital sowie Kapitaleinlagen in 

Zweckverbände.  

Die Finanzanlagen wurden gem. Vorgabe nach § 61 Abs. 6 SächsKomHVO-Doppik und 

§ 91 Abs. 1 Nr. 1 SächsGemO i. V. m. Nr. 2.11 der Hinweise des Sächsischen Staatsministeriums 

des Innern zur Erstellung der Eröffnungsbilanz nach Eigenkapitalspiegelbildmethode bewertet.  

 

Die Position Finanzanlagevermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Anteile an verbundenen Unternehmen  9.108.174,25  

Beteiligungen  4.273.127,79  

  13.381.302,04  

An dieser Stelle wird auf die Beteiligungsübersicht (Anlage 2f) hingewiesen. 

 

1.3.1. Anteile an verbundenen Unternehmen 01.01.2013 EUR   9.108.174,25 

Anteile an verbundenen Unternehmen sind Finanzanlagen an rechtlich selbstständigen Unterneh-

men, auf die die Kommune einen beherrschenden Einfluss ausübt (i. d. R. bei einem Anteil von mehr 

als 50 %). 

Als verbundene Unternehmen bilanziert die Stadt Brandis die nachstehenden Gesellschaften, an 

denen jeweils eine 100%ige Beteiligung besteht.  

 Beuchaer Bau- und Wohnungsgesellschaft GmbH 

 Brandiser Kommunale Entwicklungsgesellschaft mbH i.L. 

 Brandiser Wohnstättengesellschaft mbH 

 Erschließungsgesellschaft Gewerbepark Beucha GmbH i.L. 
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An dieser Stelle wird auf die Beteiligungsübersicht verwiesen.  

Die Beuchaer Bau- und Wohnungsgesellschaft GmbH schließt das Geschäftsjahr 2012 mit einem 

Jahresergebnis von TEUR - 580 ab. Das negative Ergebnis ist im Wesentlichen damit zu begründen, 

dass im Geschäftsjahr 2012 außerplanmäßige Verlusten aus Anlagenabgängen in Höhe von 

TEUR 498 entstanden sind. Der Wertansatz in der Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis erfolgte unter 

Anwendung der Eigenkapitalspiegelbildmethode an Hand des geprüften Jahresabschlusses zum 31. 

Dezember 2012. 

Die Geschäftstätigkeit der Brandiser Kommunalen Entwicklungsgesellschaft mbH i.L. ist auf einem 

reduzierten Stand verblieben; das im Bestand verbleibende Grundvermögen wird weiterhin vermie-

tet. Wesentlich für den Geschäftsverlauf dieser Gesellschaft ist der Verkauf des gesamten Anlage-

vermögens an Grundstücken und Gebäuden mit notariellem Kaufvertrag vom 15. Oktober 2012 mit 

Besitzübergang am 1. Januar 2013. Durch die Gesellschafterin wurde am 29. November 2006 der 

Beschluss zur Einleitung der Liquidation zum 1. Januar 2007 gefasst. Die Gesellschaft hat ihre Li-

quidation beendet und ist am 12. November 2013 erloschen. In der Eröffnungsbilanz der Stadt Bran-

dis wird diese Gesellschaft nach der Eigenkapitalspiegelbildmethode an Hand der geprüften Liqui-

dations-Schlussbilanz zum 30. Juni 2013 bewertet. 

Die Brandiser Wohnstättengesellschaft mbH hat die Aufgabe, das ihr übertragene Vermögen an 

Wohn- und Gewerbeeinheiten sowie an anderen Versorgungseinheiten, wie Garagen, Stellplätzen, 

Gärten und unbebauten Grundstücken zu verwalten und zu bewirtschaften. Die GmbH kann Grund-

stücke erwerben, verwalten und belasten. Der Wertansatz in der Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis 

erfolgte nach der Eigenkapitalspiegelbildmethode an Hand des geprüften Jahresabschlusses zum 

31. Dezember 2012.  

Als vierte 100%ige Tochtergesellschaft der Stadt Brandis ist die Erschließungsgesellschaft Gewer-

bepark Beucha GmbH i.L. zu nennen. Die Aktivitäten der Gesellschaft konzentrierten sich auf den 

Verkauf der noch freien und erschlossenen Flächen im Gewerbegebiet. Zur Vermeidung der Über-

schuldung und zur Sicherung der Liquidität erhält die Gesellschaft gemäß Gesellschafterbeschluss 

vom 25. Juli 2006 eine Kapitaleinlage von max. EUR 1,49 Mio. Davon wurden bisher bereits TEUR 

502 abgefordert und zahlungswirksam. Da die Gesellschaft im Geschäftsjahr 2012 über keine aus-

reichenden liquiden Mittel verfügte, war eine weitere Einlage der Stadt Brandis in Höhe von TEUR 

191 erforderlich. Entsprechend der Liquiditätsplanung ist eine vollständige Übernahme aller finanzi-

ellen Aufwendungen durch die Stadt Brandis als Gesellschafterin zur Liquiditätssicherung weiterhin 

notwendig. Die Gesellschaft wurde gemäß Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 12. Ok-

tober 2006 zum 1. Januar 2007 liquidiert. Die Liquidation wird noch fortgeführt. 
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1.3.2. Beteiligungen 01.01.2013 EUR   4.273.127,79   

Als Beteiligungen gelten die Anteile an Gesellschaften und sonstigen juristischen Personen, die 

nicht zu den verbundenen Unternehmen gehören, sofern dieser Anteilsbesitz angelegt ist, um den 

Geschäftsbetrieb der Stadt Brandis durch Herstellung einer dauerhaften Verbindung zu diesen Ein-

richtungen zu dient. Bei einer Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft wird von der widerlegbaren 

Vermutung ausgegangen, dass eine Beteiligungsquote von mehr als 20 % diese Voraussetzungen 

erfüllt. Gemäß des Kommunalen Kontenrahmens sind unter der Position der Beteiligungen ebenfalls 

die Zweckverbände auszuweisen. 

Unter der Position der Beteiligungen bilanziert die Stadt Brandis die nachstehenden Anteile an Ge-

sellschaften und sonstigen juristischen Personen.  

 Versorgungsverband Eilenburg-Wurzen 

 Abwasserverband zur Reinhaltung der Parthe 

 Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen (KISA) 

 Kommunale Beteiligungsgesellschaft an der envia M (KBE) 

Die Anteile an den Beteiligungen wurden i. d. R. den Beteiligungsberichten und Mitteilungen des 

jeweiligen Zweckverbandes bzw. Unternehmens entnommen. 

Die Mitgliedschaft der Stadt Brandis in dem Versorgungsverband Eilenburg West entspricht nach 

Eigenkapitalspiegelbildmethode dem Wert von EUR 2.925.832,09.   

Der Abwasserzweckverband zur Reinhaltung der Parthe wird nach Eigenkapitalspiegelbildmethode 

mit einem Wert in Höhe von EUR 707.658,17 ausgewiesen.   

Für die Beteiligung am Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen (KISA) wird 

nur der Erinnerungswert in Höhe von EUR 1,00 für die Eröffnungsbilanz angesetzt. Der Ansatz ent-

spricht dennoch den gültigen Bewertungsvorschriften, da das bilanzielle Eigenkapital zum Zeitpunkt 

der Erstellung der Eröffnungsbilanz verloren ist. Der Zweckverband KISA weist im Jahresab-

schluss 2012 einen nicht gedeckten Fehlbetrag von über EUR 4 Mio. aus. 

Die Bewertung der Anteile der Stadt Brandis an der KBE wurde seitens der KBE vorgenommen und 

der Stadt Brandis schriftlich mitgeteilt. Der bei der Stadt Brandis anzusetzende und bereits oben 

benannte Wert ergibt sich aus drei Anteilsnummern von insgesamt 639.636,53 €. 
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2. Umlaufvermögen 01.01.2013 EUR   5.679.276,53   

Als Umlaufvermögen werden die Vermögensgegenstände ausgewiesen, die dem Geschäftsbetrieb 

der Kommune nicht dauerhaft dienen sollen und nicht Rechnungsabgrenzungsposten sind. 

Die Position Umlaufvermögen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Vorräte  68.990,00  

Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen  295.509,40  

Privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des Umlaufvermögens  218.621,79  

Liquide Mittel  5.096.155,34  

  5.679.276,53  

 

2.1. Vorräte 01.01.2013 EUR   68.990,00 

Als Vorratsvermögen führt die Stadt Brandis im Wesentlichen Baumaterialen beim Bauhof, Vorrats-

bedarf für den Brandschutz sowie Heizölbestände.  

 

2.2. Öffentlich-rechtliche Forderungen und 
Forderungen aus Transferleistungen 01.01.2013 EUR   295.509,40 

Die Forderungen enthalten im Wesentlichen die aus kameralistischen Kasseneinnahmeresten ge-

bildeten Forderungspositionen sowie die nach doppischen Grundsätzen abgegrenzten Buchungs-

vorgänge des Haushaltsjahres 2012. Sie sind zum Nominalbetrag oder mit dem am Bilanzstichtag 

niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt.  

Die Position Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen setzt 

sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Öffentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen  8.695,54  

Steuerforderungen  267.027,05  

Forderungen aus Transferleistungen  8.830,58  

Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen  10.956,23  

  295.509,40  
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Bei den öffentlich-rechtlichen wie auch bei den privatrechtlichen Forderungen sind, sofern erforder-

lich, sogenannte kreditorische Debitoren (Überzahlungen) ermittelt worden, um sie auf die Passiv-

seite (weitere sonstige Verbindlichkeiten) umbuchen zu können. 

Für beide Forderungsarten wurden umfangreiche Wertberichtigungen vorgenommen. Zum einen 

wurden auf Grundlage des Alters Einzelwertberichtigungen und zum anderen auf die dann übrigen 

Forderungen eine Pauschalwertberichtigung (PWB) i. H. v. 1 % vorgenommen.  

2.2.1. Öffentlich-rechtliche Forderungen aus 
Dienstleistungen 01.01.2013 EUR   8.695,54 

Unter der Position Öffentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen sind Forderungen zu 

erfassen, die durch die Gewährung von Zahlungsfristen auf Dienstleistungen der Kommune entste-

hen, wie zum Beispiel Forderungen aus Verwaltungsgebühren, Benutzungsgebühren und Beiträgen. 

Die Position Öffentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen setzt sich wie folgt zusam-

men: 

 01.01.2013 

  EUR  

Öffentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen  11.647,73  

Wertberichtigungen auf öffentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistun-
gen  -2.952,19  

  8.695,54  

 

2.2.2. Steuerforderungen 01.01.2013 EUR   267.027,05 

Unter dieser Bilanzposition werden die Forderungen der Stadt aus Steuern und Abgaben abge-

bildet, die gegen natürliche und juristische Personen bestehen. Neben den Steuerforderungen aus 

kommunalen Steuern (Grundsteuer, Gewerbesteuer, Hundesteuer, u.Ä.) sind hier auch die Gemein-

deanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer berücksichtigt. 

Die Position Steuerforderungen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Steuerforderungen  312.686,47  

Wertberichtigungen auf Steuerforderungen  -45.659,42  

Steuerforderungen - niedergeschlagen vor der Eröffnungsbilanz  361.535,32  

Wertberichtigungen aus vor der Eröffnungsbilanz niedergeschlagenen Steu-
erforderungen  -361.535,32  

  267.027,05  
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In der Position Steuerforderungen - Niederschlagungen sind noch offene Steuerforderungen ausge-

wiesen, wobei allerdings eine eidesstattliche Versicherung bzw. der Nachweis über die Eröffnung 

eines Insolvenzverfahrens vorliegt. Da hierbei von einem vollständigen Forderungsausfall ausgegan-

gen wird, wurde eine Wertberichtigung in Höhe von 100 % vorgenommen. 

 

2.2.3. Forderungen aus Transferleistungen 01.01.2013 EUR   8.830,58 

Die Forderungen aus Transferleistungen umfassen Forderungen für allgemeine Zuwendungen, 

Zuwendungen für laufende und investive Zwecke sowie für Transferleistungen. Transferleistungen 

liegen vor, wenn aufgrund rechtlicher Regelungen im sozialen Bereich Zahlungen mit einer bestimm-

ten sachlichen oder personenbezogenen Zweckbestimmung geleistet werden, die der Zahler festzu-

setzen hat. Soweit es sich nicht um Zuwendungen handelt, stehen den Transferzahlungen keine 

konkreten Gegenleistungen gegenüber. 

Unter dieser Bilanzposition werden auch die Forderungen aus Zuweisungen und Zuschüssen für 

laufende Zwecke und Schuldendiensthilfen erfasst. Zuweisungen sind Geldleistungen innerhalb des 

öffentlichen Bereichs. Zuschüsse sind Geldleistungen zwischen dem öffentlichen Bereich und den 

sonstigen Bereichen. 

Die Position Forderungen aus Transferleistungen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Forderungen aus Transferleistungen  8.919,78  

Wertberichtigungen auf Forderungen aus Transferleistungen  -89,20  

  8.830,58  

Die Stadt Brandis weist an dieser Stelle Forderungen aus allgemeinen Zuweisungen und Zuweisun-

gen für laufende Zwecke aus.  

 

2.2.4. Sonstige öffentlich-rechtliche Forderun-
gen 01.01.2013 EUR   10.956,23 

Die Position Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen  128.966,30  

Wertberichtigungen auf sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen  -118.010,07  

  10.956,23  
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Hier wurden im Rahmen der Überleitung auf das doppische Rechnungswesen die Nebenforderun-

gen, wie z. B. Säumniszuschläge und Mahngebühren, aber auch Erschließungsbeiträge zugeordnet.  

 

2.3. Privatrechtliche Forderungen, Wertpa-
piere des Umlaufvermögens 01.01.2013 EUR   218.621,79 

Unter den privatrechtlichen Forderungen sind Forderungen ausgewiesen, die durch eine Leis-

tungserbringung der Stadt Brandis auf privatrechtlicher Grundlage begründet wurden. Die privat-

rechtlichen Forderungen beinhalten z. B. die Mieten und Pachten, die Verkäufe von Vorräten und 

Vermögensgegenständen, Leistungsentgelte und Kostenerstattungen. 

Die Position Privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des Umlaufvermögens setzt sich wie 

folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  18.097,20  

Sonstige privatrechtliche Forderungen  200.524,59  

  218.621,79  

Analog dem Ausweis der öffentlich-rechtlichen Forderungen werden auch bei privatrechtlichen For-

derungen Korrekturkonten verwendet, um etwaige kreditorische Debitoren auszuweisen und auf die 

Passivseite umzugliedern.  

An dieser Stelle wird auf die Forderungenübersicht hingewiesen. 

 

2.3.1. Privatrechtliche Forderungen aus Liefe-
rungen und Leistungen 01.01.2013 EUR   18.097,20 

Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen resultieren aus der dem Verwal-

tungs-/Betriebszweck entsprechenden Geschäftstätigkeit auf Grundlage einer privatrechtlichen Leis-

tungsbeziehung (Umsatztätigkeit). Beispiele hierfür sind: 

 Forderungen im Zusammenhang mit der Lieferung von Waren oder Dienstleistungen, die in 

Rechnung gestellt, aber noch nicht oder nur zum Teil bezahlt wurden, 

 Kostenerstattungen und -ersatzleistungen, 

 aufgelaufene Gebäudemieten, Pachten auf Land und Bodenschätze. 
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Die Position Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen setzt sich wie folgt 

zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  21.644,69  

Wertberichtigungen auf privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen  -3.547,49  

  18.097,20  

 

2.3.3. Sonstige privatrechtliche Forderungen 01.01.2013 EUR   200.524,59 

Die Position Sonstige privatrechtliche Forderungen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Sonstige privatrechtliche Forderungen  199.143,11  

Wertberichtigungen auf sonstige privatrechtliche Forderungen – Bund  -9.165,74  

Vorschüsse (Sonstige privatrechtliche Forderungen)  200,00  

Überzahlungen (debitorische Kreditoren)  10.347,22  

  200.524,59  

Die sonstigen privatrechtlichen Forderungen setzen sich im Wesentlichen zusammen aus Forderun-

gen aus Pachten und aus Schadensersatzleistungen sowie überzahlten Verbindlichkeiten. 

 

2.4. Liquide Mittel 01.01.2013 EUR   5.096.155,34   

Zu den liquiden Mitteln zählen alle Mittel, die als Bar- oder Buchgeld kurzfristig zur Disposition 

stehen. Zu den liquiden Mitteln gehören u. a. der Kassenbestand sowie Guthaben auf Bankkonten. 

Die Position Liquide Mittel setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Sichteinlagen bei Banken und Versicherungen  2.165.166,37  

Sonstige Einlagen  2.925.075,23  

Bargeld  5.913,74  

  5.096.155,34  
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2.4.1. Sichteinlagen bei Banken und Versiche-
rungen 01.01.2013 EUR   2.165.166,37   

Die Position Sichteinlagen bei Banken und Versicherungen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

DKB  1.773.323,28  

Spk. Muldental  43.536,45  

VR-Bank Muldental Grimma  23.427,03  

DKB - Vermögensverwaltung USt.  301.693,01  

Hypo-Vereinsbank  2.032,07  

Commerzbank Leipzig  1.572,53  

Spk. Muldental - FFW Polenz  2.331,71  

Spk. Muldental -Jugendf. Polenz  1.256,05  

Spk. Muldental - FFW Brandis  2.216,53  

Spk. Muldental - FFW Beucha  1.848,26  

Spk. MTL - FFW Beucha Sparbuch  11.929,45  

  2.165.166,37  

 

2.4.2. Sonstige Einlagen 01.01.2013 EUR   2.925.075,23   

Die Position Sonstige Einlagen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Commerzbank Leipzig  703.025,83  

Commerzbank Leipzig  600.000,00  

Hypo-Vereinsbank  1.228.546,07  

DKB  64.213,37  

DKB  14.698,18  

Spk. Muldental    301.416,97  

Spk. MTL - Mathildenstr. 6  797,25  

Spk. Muldental Treuhand Grundstücksverwaltung                                    12.358,16 

Spk. Muldental Abwassergebühren         19,40 

 2.925.075,23 
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2.4.3. Bargeld 01.01.2013 EUR   5.913,74   

Die Position Bargeld setzt sich wie folgt zusammen: 01.01.2013 

EUR 

Bargeldkassen   1.331,28 

Verwahrungen auf Sparbüchern 
         4.582,46 

          5.913,74 

P A S I V S E I T E 

Als Passiva wird die Summe der Finanzierungsmittel bezeichnet und die Mittelherkunft nachgewie-

sen. Es wird hier zwischen Eigen- und Fremdkapital unterschieden. 

 

1. Kapitalposition 01.01.2013 EUR   40.087.786,80 

 

1.1. Basiskapital 01.01.2013 EUR   40.087.786,80 

Das Basiskapital ergibt sich in der Eröffnungsbilanz als Restgröße aus der Differenz aller Aktiva 

und der auf der Passivseite gesondert zu zeigenden Sonderposten, Rückstellungen, Verbindlichkei-

ten und Rechnungsabgrenzungsposten. 

 

2. Sonderposten 01.01.2013 EUR   18.381.569,47 

 

2.1. Sonderposten für empfangene Investiti-
onszuwendungen 01.01.2013 EUR   18.244.623,82 

Im Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen werden u. a. die für das Infrastruk-

turvermögen (insb. Verkehrsflächen, Ingenieurbauwerke und Beleuchtung) und Gebäude erhaltenen 

Fördermittel bilanziert. Die Ermittlung und die Bewertung der Sonderposten wurden durch die exter-

nen Dienstleister im Zuge der Bestandserfassung sowie der Wertermittlung des Infrastrukturvermö-

gens, der Gebäude und der sonstigen baulichen Anlagen vorgenommen. Darüber hinaus erfolgten 

für weitere Vermögensgegenstände die Erfassung der Sonderposten und deren Zuordnung zu den 

geförderten Vermögensgegenständen durch die Kommune. 

Neben den einzeln zugeordneten Sonderposten wird in dieser Bilanzposition auch der Sammelson-

derposten für die investive Schlüsselzuweisung bilanziert. Gemäß Übergangsregelung waren die in 

den Jahren vor dem Stichtag vereinnahmten investiven Schlüsselzuweisungen aufzusummieren und 

sodann pauschal anhand des Anlagenabnutzungsgrades zu kürzen. Der Anlagenabnutzungsgrad 

beschreibt hierbei das prozentuale Verhältnis der kumulierten Abschreibungen zu den historischen 
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Anschaffungs- oder Herstellungskosten, jeweils für das gesamte abnutzbare Anlagevermögen. Der 

Sammelsonderposten weist einen Restbuchwert von TEUR 2.062 aus. 

Der Sammelsonderposten ist in den Folgejahren (beginnend mit dem ersten Jahresabschluss) linear 

und ergebniswirksam aufzulösen. Der Auflösungszeitraum wird anhand der durchschnittlichen Rest-

nutzungsdauer des gesamten abnutzbaren Anlagevermögens zum Stichtag des ersten Jahresab-

schlusses bestimmt. 

Im Sachanlagevermögen sind Vermögensgegenstände bilanziert, die der Stadt Brandis unentgeltlich 

überlassen worden sind. Dies betrifft auch Schenkungen von Vermögensgegenständen. Für diese 

geschenkten Vermögensgegenstände wurde in gleicher Höhe ein Sonderposten gebildet, um den 

unentgeltlichen Zugang darzustellen. 

Laut Kontenrahmen des Freistaates Sachsen erfolgt unter dieser Position auch der Ausweis der 

Sonderposten für das kommunale Vorsorgevermögen. Aus den Festsetzungsbescheiden der Lan-

desdirektion Sachsen zum Finanzausgleich für die Ausgleichsjahre 2011 und 2012 geht hervor, dass 

das Vorsorgevermögen im Haushaltsjahr 2012 komplett aufgelöst wurde und somit kein Ausweis des 

Sonderpostens für das kommunale Vorsorgevermögen zum Eröffnungsbilanzstichtag erfolgt. 

 

2.2. Sonderposten für Investitionsbeiträge 01.01.2013 EUR   136.945,65 

Unter der Position Sonderposten für Investitionsbeiträge erfolgt der Ausweis der Finanzierung 

kommunalen Vermögens aus Beiträgen Dritte, die, durch entsprechende Auflösung von Sonderpos-

ten korrespondierend zur Abschreibung des damit finanzierten Vermögens, erfolgswirksam verein-

nahmt werden. 

 

3. Rückstellungen 01.01.2013 EUR   7.934.968,00 

Rückstellungen sind gemäß § 41 SächsKomHVO-Doppik für vor dem Bilanzstichtag entstandene 

ungewisse Verbindlichkeiten, die dem Grunde und/oder der Höhe nach unsicher sind, aber rechtlich 

wirksam entstanden oder wirtschaftlich verursacht sind und eine wirtschaftliche Belastung darstellen, 

zu bilden. Rückstellungen sind nur in Höhe des Erfüllungsbetrages anzusetzen, der nach vernünfti-

ger Beurteilung auf Grundlage einer sachgerechten und nachvollziehbaren Schätzung notwendig 

und mit dem in einer Inanspruchnahme zu rechnen ist (§ 41 Abs. 3 SächsKomHVO-Doppik). Die 

rechnerisch ermittelten Beträge wurden auf volle Euro gerundet. 

Für die Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 2013 wurden alle erkennbaren Risiken und ungewissen Ver-

pflichtungen berücksichtigt. 
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Die Position Rückstellungen setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Ar-
beit im Rahmen von Altersteilzeit  1.787.349,00  

Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren sowie aus Bürgschaften, Gewährleistungen und wirt-
schaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften  5.538.882,00  

Weitere Rückstellungen  608.737,00  

  7.934.968,00  

An dieser Stelle wird auch auf die Rückstellungsübersicht hingewiesen.  

 

3.1. Rückstellungen für Entgeltzahlungen für 
Zeiten der Freistellung von der Arbeit im 
Rahmen von Altersteilzeit 01.01.2013 EUR   1.787.349,00 

Grundlage für die Erfassung der Rückstellungen waren versicherungsmathematische Gutachten. Als 

biometrische Rechnungsgrundlage wurden die Richttafeln 2005 G von Dr. Klaus Heubeck verwen-

det. Eine Abzinsung nach § 41 Abs. 3 i. V. m. § 63 Abs. 10 SächsKomHVO-Doppik war nicht vorzu-

nehmen. 

3.2. Rückstellungen für drohende Verpflich-
tungen aus anhängigen Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren sowie aus Bürg-
schaften, Gewährleistungen und wirt-
schaftlich gleichkommenden Rechtsge-
schäften 01.01.2013 EUR   5.538.882,00 

Seitens der Stadt Brandis werden für mehrere bestehende, anhängige Gerichtsverfahren bzw. 

Rechtstreitigkeiten Rückstellungen gebildet. Insgesamt wurden Rückstellungen für anhängige Ge-

richts- und Verwaltungsverfahren sowie für Rechtsanwalts- und Gerichtskosten in Höhe von 

TEUR 367 gebildet. 

Unter dieser Position sind auch Rückstellungen für den sog. "rückständigen Grunderwerb" bilanziert. 

Die Beträge des rückständigen Grunderwerbs sind gemäß FAQ 2.56 ("Abgrenzung von Verbindlich-

keiten und Rückstellungen") sowie FAQ 3.52 ("Bewertung von Grundstücken mit offenen Ankaufs-

verpflichtungen") als Rückstellung zu passivieren.  

Für den überwiegenden Teil der erfassten ausstehenden Ankäufe erfolgte die Wertermittlung ent-

sprechend der Wertvorgaben des VerkFlBerG. Bei einigen ausstehenden Ankaufsverpflichtungen 

wurden 100 % des Bodenrichtwertes angesetzt. Zusätzlich wird ein geschätzter Betrag für die aus-
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stehenden Nebenkosten (u.a. Grundbucheintrag, Grunderwerbsteuer, Notarkosten und evtl. Ver-

messungskosten) als Rückstellung angesetzt. Insgesamt wurden für die offenen Ankaufsverpflich-

tungen Rückstellungen in Höhe von rund TEUR 1.800 gebildet. 

Des Weiteren wurde eine Rückstellung für sog. Pachtauskehr nach dem Vermögenszuordnungsge-

setz gebildet. Dabei handelt es sich um Grundstücke, die im Bestand des Anlagevermögens ausge-

wiesen sind und die durch die Stadt Brandis in der Vergangenheit verpachtet wurden, wobei aller-

dings das zivilrechtliche Eigentum noch nicht endgültig geklärt wurde. Für die Grundstücke, für die 

eine zukünftige Pachtauskehr droht, wurde eine Rückstellung in Höhe von TEUR 247 gebildet. 

Des Weiteren können zukünftige finanzielle Verpflichtungen aus der so genannten Auskehr von 

Pachten und Verkaufserlösen nach dem Vermögensgesetz (Gesetz zur Regelung offener Vermö-

gensfragen) entstehen. Das Vermögensgesetz behandelt die Rückübertragung enteigneter Vermö-

genswerte und die Entschädigung betroffener Personen. Für die Fälle, in denen bereits eine wirk-

same Veräußerung erfolgt ist, kommt anstelle einer Rückübertragung nur noch ein Anspruch auf die 

Auskehr des Verkaufs- bzw. der Pachterlöse in Betracht.  

Bis Ende 2012 wurde Grundvermögen aus dem Grundbuchbestand Eigentum des Volkes (EdV) ver-

äußert. Die Veräußerungserlöse aus nachweislich nicht beantragten oder nicht in das Vermögen der 

Stadt Brandis zugeordneten Grundstücken summieren sich auf einen Betrag in Höhe von 

TEUR 2.900. In Höhe dieses Betrages wurde eine Rückstellung für das Wagnis der Verkaufser-

lösauskehr gebildet. Ziel der Stadt Brandis wird jedoch sein, keine Erlösauskehr vorzunehmen, son-

dern gemäß Artikel 6 und 7 des Finanzvermögens-Staatsvertrages vom 14. Dezember 2012 einen 

Verzicht des Bundes bzw. den mit der Vermögensverwaltung beauftragten Anstalten und Tochter-

gesellschaften herbeizuführen. Bei dieser Rückstellung werden dann je nach Verhandlungsfortschritt 

in den folgenden Jahresabschlüssen die Inanspruchnahme oder Auflösung oder ggf. weitere Zufüh-

rungen gebucht.  
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3.3 Weitere Rückstellungen   01.01.2013  EUR  608.737,00 

Zur Bewertung der sonstigen Rückstellungen wurden wertbegründende Unterlagen in Form von 

Rechnungen und Angeboten Dritter herangezogen. 

Zum Stichtag wurden Rückstellungen für folgende Sachverhalte bilanziert: 

  EUR  

Unterstützung durch externe Dritte bei dem Umstieg auf das doppische 
Haushalts- und Rechnungswesen sowie bei der Erfassung und Bewertung 
von Vermögen und Schulden  75.240,00  

Prüfung kamerale Jahresrechnungen 2008 – 2011  11.320,00  

Prüfung kamerale Jahresrechnung 2012  12.080,00  

Erstellung und Prüfung der Eröffnungsbilanz  24.550,00  

Kapitalzuschuss an Erschließungsgesellschaft Gewerbepark Beucha  442.000,00  

Zinsen i. V. m. Fördermittelrückzahlung  1.857,00  

Abrisskosten  35.000,00  

Saldenbestätigung der Banken 650,00 

Gewährleistungsfreigabe Tortechnik 1.250,00 

Rückforderung Fördermittel Kinderkrippe 4.790,00 

 608.737,00 

 

4. Verbindlichkeiten 01.01.2013 EUR   10.083.981,29 

Die Verbindlichkeiten enthalten im Wesentlichen die Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen, de-

nen Saldenbestätigungen zugrunde lagen, den kameralen Kassenausgaberesten sowie die nach 

doppischen Grundsätzen abgegrenzten Buchungsvorgänge des Haushaltsjahres 2012. 

Die Position Verbindlichkeiten setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen  9.099.352,93  

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen  232.681,55  

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen  459.245,64  

Sonstige Verbindlichkeiten  292.701,17  

  10.083.981,29  

An dieser Stelle wird auch auf die Verbindlichkeitenübersicht hingewiesen. 
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4.1. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen 01.01.2013 EUR   9.099.352,93 

Der Ausweis dieser Position betrifft überwiegend Kreditaufnahmen für Investitionen. 

 

4.2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 01.01.2013 EUR   232.681,55 

Als Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind sämtliche Verpflichtungen auszuwei-

sen, bei denen die Stadt Brandis Leistungsempfänger ist, wenn der Vertragspartner seinen Teil der 

Leistung bereits erbracht hat und die eigene Zahlung noch aussteht.  

 

4.3. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 01.01.2013 EUR   459.245,64 

Verbindlichkeiten aus Transferleistungen resultieren aus einer Übertragung von im Regelfall fi-

nanziellen Mitteln von der Kommune an den öffentlichen und privaten Bereich, denen keine Gegen-

leistung gegenübersteht.  

In den Verbindlichkeiten aus Transferleistungen sind die laut Rückforderungsbescheid mit Datum 

16. September 1999 zurückgeforderten Fördermittel aus der Förderung der wirtschaftlichen Infra-

struktur im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe i. V. m. der Erschließung des Gewerbegebietes 

Brandis ausgewiesen.  

 

4.4. Sonstige Verbindlichkeiten 01.01.2013 EUR   292.701,17 

Die sonstigen Verbindlichkeiten erfassen alle Schulden, die keiner anderen Verbindlichkeitsposi-

tion in der Bilanz zugeordnet werden können. 

Die Position Sonstige Verbindlichkeiten setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen  2.036,59  

Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber dem öffentlichen Bereich  42.348,16  

Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber Finanzbehörden  50.978,57  

Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber Sozialversicherungsträgern  832,50  

Weitere sonstige Verbindlichkeiten  196.505,35  

  292.701,17  
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4.4.1. Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen Unternehmen 01.01.2013 EUR   2.036,59 

Es bestehen kurzfristige Verbindlichkeiten gegenüber einer der Tochtergesellschaften. 

 

4.4.2. Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber 
dem öffentlichen Bereich 01.01.2013 EUR   42.348,16 

Als sonstige Verbindlichkeiten gegenüber dem öffentlichen Bereich werden vor allem Verbindlichkei-

ten aus der Berechnung der Straßenentwässerungsanteile ausgewiesen. 

 

4.4.3. Sonstige Verbindlichkeiten gegenüber Fi-
nanzbehörden 01.01.2013 EUR   50.978,57 

Es bestehen noch Verbindlichkeiten aus der Umsatzsteuer für Vorjahren. Da die Umsatzsteuererklä-

rung für das Jahr 2012 nicht abgegeben wurde, erfolgte durch das zuständige Finanzamt eine Schät-

zung der Umsatzsteuer für 2012. Zudem erfolgte aufgrund der Prüfung durch das zuständige Finanz-

amt auch noch eine Nachzahlung der Umsatzsteuer für die Jahre 2009 bis 2011; dabei erfolgte eine 

Verrechnung des Vorsteuerguthabens der Jahre 2006 bis 2008, welches ebenfalls im Rahmen der 

Prüfung durch das Finanzamt festgestellt wurde.  

 

4.4.4. Weitere sonstige Verbindlichkeiten 01.01.2013 EUR   196.505,35 

Die Position Weitere sonstige Verbindlichkeiten setzt sich wie folgt zusammen: 

 01.01.2013 

  EUR  

Sonstige Verbindlichkeiten  13.953,35  

Verbindlichkeiten aus durchlaufenden Geldern  19.422,97  

Verbindlichkeiten aus Gewährleistungseinbehalten  29.219,86  

DG Spenden  73.236,31  

DG Kautionen  2.061,92  

Sonstige Verbindlichkeiten - Überzahlungen . kreditorische Debitoren  44.337,35  

Sonstige Verbindlichkeiten Darlehen  23.959,88  

Korrekturkonto zu sonstigen Verbindlichkeiten  316,55  

Korrekturkonto Jahresabschluss - Sonstige Verbindlichkeiten  -10.002,84  

  196.505,35  

In dieser Position werden Verbindlichkeiten aus der Abrechnung der Sitzungsgelder ausgewiesen. 
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Des Weiteren werden hier sog. durchlaufende Gelder ausgewiesen, die vor dem Eröffnungsbilanz-

stichtag eingegangen sind und deren Weiterleitung in der Folgezeit erfolgt. Zudem beinhaltet diese 

Position auch Sicherheitseinbehalte und Gewährleistungseinbehalte, die erst zu einem späteren 

Zeitpunkt - nach Ablauf der Gewährleistungsphase - ausgezahlt werden. 

Unter den weiteren sonstigen Verbindlichkeiten sind auch Spendengelder, die bisher noch nicht 

zweckentsprechend verwendet wurden, ausgewiesen. Die Umsetzung bzw. die Verwendung der 

Spenden erfolgte nach dem Eröffnungsbilanzstichtag. 

Erhaltene und zu einem späteren Zeitpunkt zurückzuzahlende Kautionen werden ebenfalls in dieser 

Position geführt. 

Zudem werden die Sonstigen Verbindlichkeiten aus kreditorischen Debitoren (Überzahlungen For-

derungen) ausgewiesen.  

Als weitere sonstige Verbindlichkeiten werden u. a. die zum Stichtag ermittelte Zinsabgrenzung so-

wie die zum Stichtag fälligen, aber noch nicht abgebuchten Kreditraten, das Vorjahr betreffend, ge-

bucht. 

 

5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 01.01.2013 EUR   262.421,18 

Ein passiver Rechnungsabgrenzungsposten (PRAP) ist gegeben, wenn Einnahmen vor dem Ab-

schlussstichtag bestehen und sie nach dem Abschlussstichtag einen Ertrag für eine bestimmte Zeit 

darstellen.  

Abgegrenzt wurden die Grabnutzungsgebühren, Friedhofsunterhaltungsgebühren sowie Verlänge-

rungsgebühren. Diese werden über die jeweilige Ruhefrist bzw. über die verbleibende Ruhezeit er-

tragswirksam aufgelöst. Eine Trennung nach Art der Grabnutzung wurde aus Gründen der Wesent-

lichkeit und der Wirtschaftlichkeit nicht durchgeführt. 

V. Ergänzende Angaben 

1.  Wesentliche, über die kommunalrechtlichen Regelungen hinausgehende dingliche, ge-
setzliche oder vertragliche Einschränkungen der Verfügbarkeit oder Verwertung des in 
der Vermögensrechnung ausgewiesenen Grund und Bodens sowie der Gebäude und 
anderer Bauten 

In Einzelfällen bestehen Wege-, Durchfahrts-, Leitungs- und ähnliche Rechte Dritter an den Grund-

stücken. Die Einschätzung der Wesentlichkeit einer Einschränkung, die an kommunalen Vermögens-

gegenständen ggf. durch Dienstbarkeiten besteht, erfolgt einzelfallbezogen. 
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2.  Anwendung der Leistungsabschreibung einschließlich Begründung 

Die Abschreibung erfolgt ausschließlich nach der linearen Methode unter Bezug auf die der Sächs-

KomHVO-Doppik als Anlage beigefügten Abschreibungstabelle i. V. m. Richtlinie zur Bewertung der 

Bilanzposition für die Eröffnungsbilanz der Stadt Brandis. 

3.  Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstellungskosten 

Zinsen für Fremdkapital wurden nicht in die Herstellungskosten einbezogen. 

4.  Erläuterung der unter der Vermögensrechnung aufzuführenden Vorbelastungen künfti-
ger Haushaltsjahre und der übertragenen Ermächtigungen 

Die kamerale Jahresrechnung des Haushaltsjahres 2012 wurde bisher örtlich geprüft. Der Prüfbe-

richt mit Datum 15. September 2014 liegt vor. Es ergeben sich keine Vorbelastungen künftiger Haus-

haltsjahre.  

5.  Sparkassenträgerschaft unter Angabe des Eigenkapitals der Sparkasse und der Quote 
der Trägerschaft sowie Angaben zu übertragenen Sparkassenträgerschaften 

Die Sparkassenträgerschaft liegt beim Landkreis Leipzig, damit entfällt diese Angabe für die Stadt 

Brandis. 

6.  Rechtlich selbstständige örtliche Stiftungen und sonstiges Treuhandvermögen 

Die Stadt Brandis verwaltet Treuhandvermögen. Es handelt sich um Sparbücher, auf denen die Er-

träge der gesetzlichen Vertretungen für unbekannte Erben nach Art. 233 EGBGB verwahrt werden. 

Darüber hinaus wird ein Sparbuch geführt, aus welches die Auskehr von Erträgen nach VermG be-

trifft. 

7.  Kurs der Währungsumrechnung bei Fremdwährungen 

Es bestehen keine Positionen in Fremdwährung. 

8.  Verpflichtungen gegenüber Rechtseinheiten, die gemäß § 88a Abs. 1 Satz 1 SächsGemO 
in den Gesamtabschluss einzubeziehen sind, auch wenn ein solcher nicht aufzustellen 
ist 

Die Stadt Brandis hat einen Kredit der 100%igen Tochtergesellschaft, der Brandiser Wohnstättenge-

sellschaft mbH bei der Sächsischen Aufbaubank vollständig durch kommunale Ausfallbürgschaften 

besichert. Dieser Kredit weist zum 31. Dezember 2012 noch eine Höhe von TEUR 1.020 aus. 
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Durch das Landratsamt des Muldentalkreises (Landratsamt Leipzig nach der Kreisgebietsreform) 

wurde mit Bescheid vom 30. Oktober 1991 die Bürgschaftserklärung der Stadt Brandis bzw. der 

ehemaligen Gemeinde Beucha für die Erschließungsgesellschaft Gewerbepark Beucha mbH auf-

sichtsrechtlich genehmigt. Es erfolgten Änderungs- bzw. Abhilfebescheide vom 27. August 2003, 

5. April 2004 sowie 10. August 2006. Damit besteht eine Ausfallbürgschaft zugunsten der Erschlie-

ßungsgesellschaft Gewerbepark Beucha mbH in Höhe von TEUR 479.  

Per Stadtratsbeschluss vom 25. Juli 2006 wurde ein Konzept zur Sanierung der Erschließungsge-

sellschaft Gewerbepark Beucha mbH beschlossen. Zur Sicherung der Liquidität der Gesellschaft 

stellt die Stadt Brandis für die Gesellschaft Zahlungen nur im Umfang des für den jeweiligen Kapital-

dienst bzw. das Eigenkapital erforderlichen Betrages, den sie nicht aus Grundstücksveräußerungen 

erwirtschaften kann. Für die Umsetzung dieses Stadtratsbeschlusses wurde zwischen der Stadt 

Brandis und der Gesellschaft eine Vereinbarung geschlossen. Dies führte im Zeitablauf zu einer Ver-

ringerung der Bürgschaftssumme auf den oben genannten Stand. 

9.  Sonstige Sachverhalte, aus denen sich finanzielle Verpflichtungen ergeben können, so-
fern diese Angaben für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage von 
Bedeutung sind 

Es bestehen längerfristige Verträge, die für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

von wesentlicher Bedeutung sind. Es handelt sich überwiegend um Wartungs-, Telekommunikati-

ons- und Softwareverträge. Die sich daraus ergebenden jährlichen Aufwendungen und Auszahlun-

gen bzw. Erträge und Einzahlungen werden im Haushaltsplan veranschlagt und bei Entstehung ent-

sprechend gebucht. 

Von der Stadt Brandis wurden neben den o.g. Bürgschaften keine weiteren Bürgschaften oder an-

dere Sicherheiten übernommen, noch wurden Gewährverträge abgeschlossen. 

Die 100%ige Tochtergesellschaft Brandiser Wohnstätten GmbH hat einen Kredit im Jahr 1994 auf-

genommen, wobei als Vertragspartner sowohl die Stadt Brandis als auch die Brandiser Wohnstätten 

GmbH gegenüber dem Kreditinstitut auftreten. Die Darlehensverbindlichkeit wird bei der städtischen 

Gesellschaft ausgewiesen; Zinsen und Tilgungsraten werden durch die städtische Gesellschaft an 

das Kreditinstitut geleistet. Die Stadt Brandis haftet hierfür.  

Ein Auszug des Altlastenkatasters zum Eröffnungsbilanzstichtag wurde angefordert. Eine konkrete 

Aufforderung zur Altlastensanierung besteht zum Zeitpunkt der Erstellung der Eröffnungsbilanz nicht, 

sodass auch keine Rückstellung ausgewiesen wurde. Aus der Altlastensanierung können finanzielle 

Verpflichtungen für die Stadt Brandis entstehen, die derzeit noch nicht genau bestimmbar sind. Die 

Flurstücke wurden bei der erstmaligen Bewertung mit dem niedrigeren beizulegenden Wert ange-

setzt. 
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Des Weiteren können zukünftige finanzielle Verpflichtungen aus der so genannten Auskehr von 

Pachten und Verkaufserlösen nach dem Einführungsgesetz des Bürgerlichen Gesetzbuches (EG-

BGB) Artikel 233 entstehen. Für Fälle, in denen der Eigentümer eines Grundstücks nicht festzustel-

len ist, wurde hierfür die gesetzliche Vertretung durch den Bürgermeister festgelegt. Für eine spätere 

Auskehr der Verkaufs- bzw. Pachterlöse wurden mehrere Sparbücher angelegt, die auf Namen der 

Stadt Brandis lauten.  
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Stadt Brandis 
Übersicht über den Stand des Anlagevermögens (Anlagenspiegel) zum 1. Januar 2013 

- EUR - 

 

Anlagevermögen 

Zugänge bis 
2013 

Abgänge bis 
2013 

Umbuch-
ungen bis 

2013 

Gesamte 
AK/HK zum 
01.01.2013 

Abschreibun-
gen bis 2013 

Auflösungen 
bis 2013 

Zuschreibun
-gen bis 

2013 

Umbuchun
gen bis 

2013 

Kumulierte 
Abschreibung-

en am 
01.01.2013 

Buchwert 
zum 01.01.2013 

 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 

1. Immaterielle Vermögensgegenstände  0,00   0,00   0,00  35.735,54  0,00   0,00   0,00   0,00  20.900,98 14.834,56 
2. Sonderposten für geleistete Investitionszuwendungen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 
3. Sachanlagevermögen  0,00   0,00   0,00  97.466.734,27  0,00   0,00   0,00   0,00  39.791.420,66 57.675.313,61 
3.1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  0,00   0,00   0,00  3.584.909,43  0,00   0,00   0,00   0,00  158.415,61 3.426.493,82 

3.1.1. Grünflächen  0,00   0,00   0,00  928.248,96  0,00   0,00   0,00   0,00  82.842,36 845.406,60 

3.1.2. Ackerland  0,00   0,00   0,00  356.207,96  0,00   0,00   0,00   0,00  25.004,45 331.203,51 

3.1.3. Wald und Forsten  0,00   0,00   0,00  422.152,92  0,00   0,00   0,00   0,00  9.446,43 412.706,49 

3.1.4. Schutz- und Ausgleichsflächen  0,00   0,00   0,00  168.762,97  0,00   0,00   0,00   0,00  10.487,37 158.275,60 

3.1.5. Gewässer  0,00   0,00   0,00  67.670,15  0,00   0,00   0,00   0,00  2.309,89 65.360,26 

3.1.6. Sonstige unbebaute Grundstücke  0,00   0,00   0,00  1.641.866,47  0,00   0,00   0,00   0,00  28.325,11 1.613.541,36 

3.2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  0,00   0,00   0,00  52.289.905,88  0,00   0,00   0,00   0,00  22.367.720,15 29.922.185,73 

3.2.1. mit Wohnbauten  0,00   0,00   0,00  455.718,46  0,00   0,00   0,00   0,00  181.372,09 274.346,37 

3.2.2. mit sozialen Einrichtungen  0,00   0,00   0,00  5.217.207,39  0,00   0,00   0,00   0,00  1.839.974,22 3.377.233,17 

3.2.3. mit Schulen  0,00   0,00   0,00  22.615.784,19  0,00   0,00   0,00   0,00  9.216.258,74 13.399.525,45 

3.2.4. mit Kulturanlagen  0,00   0,00   0,00  411.764,98  0,00   0,00   0,00   0,00  348.836,36 62.928,62 

3.2.5. mit Sportanlagen  0,00   0,00   0,00  2.806.551,09  0,00   0,00   0,00   0,00  1.761.509,41 1.045.041,68 

3.2.6. mit Gartenanlagen  0,00   0,00   0,00  1.659.888,27  0,00   0,00   0,00   0,00  220.105,98 1.439.782,29 

3.2.7. mit Verwaltungsgebäuden  0,00   0,00   0,00  4.564.721,85  0,00   0,00   0,00   0,00  1.035.163,92 3.529.557,93 

3.2.8. mit sonstigen Gebäuden  0,00   0,00   0,00  14.558.269,65  0,00   0,00   0,00   0,00  7.764.499,43 6.793.770,22 

3.3. Infrastrukturvermögen einschließlich Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte  0,00   0,00   0,00  39.250.229,21  0,00   0,00   0,00   0,00  15.836.866,98 23.413.362,23 

3.3.1. Brücken, Tunnel und ingenieurbauliche Anlagen  0,00   0,00   0,00  283.542,26  0,00   0,00   0,00   0,00  111.122,95 172.419,31 

3.3.2. Gleisanlagen mit Streckenausrüstung und Sicherheitsanlagen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

3.3.3. Stromversorgungsanlagen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

3.3.4. Gasversorgungsanlagen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

3.3.5. Wasserversorgungsanlagen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

3.3.6. Abfallbeseitigungsanlagen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

3.3.7. Entwässerungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

3.3.8. Straßen, Wege und Plätze  0,00   0,00   0,00  35.652.733,43  0,00   0,00   0,00   0,00  14.032.976,92 21.619.756,51 

3.3.9. Sonstiges Infrastrukturvermögen  0,00   0,00   0,00  3.313.953,52  0,00   0,00   0,00   0,00  1.692.767,11 1.621.186,41 

3.4. Bauten auf fremdem Grund und Boden  0,00   0,00   0,00  1,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 1,00 

3.5. Kunstgegenstände und Kulturdenkmäler  0,00   0,00   0,00  86.156,16  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 86.156,16 

3.6. Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge  0,00   0,00   0,00  1.356.021,52  0,00   0,00   0,00   0,00  918.808,09 437.213,43 

3.7. Betriebs- und Geschäftsausstattung, Tiere  0,00   0,00   0,00  899.511,07  0,00   0,00   0,00   0,00  509.609,83 389.901,24 

3.8. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

4. Finanzanlagevermögen  0,00   0,00   0,00  13.381.302,04  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 13.381.302,04 
4.1. Anteile an verbundenen Unternehmen  0,00   0,00   0,00  9.108.174,25  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 9.108.174,25 

4.2. Beteiligungen  0,00   0,00   0,00  4.273.127,79  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 4.273.127,79 

4.3. Sondervermögen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

4.4. Ausleihungen  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

4.5. Wertpapiere  0,00   0,00   0,00  0,00  0,00   0,00   0,00   0,00  0,00 0,00 

 Summe aller Anlagen  0,00   0,00   0,00  110.883.771,85  0,00   0,00   0,00   0,00  39.812.321,64 71.071.450,21 

 



Anlage II 
Anlagen zum Anhang 

39 
 

Stadt Brandis 
Übersicht über den Stand der Sonderposten (Sonderpostenspiegel) zum 1. Januar 2013 

- EUR - 
 

          Buchwert 
           

Sonderposten 
Zugänge bis 

2013 
Abgänge bis 

2013 
Umbu-chung
en bis 2013 

Gesamte 
AK/HK zum 
01.01.2013 

Auflösung 
bis  2013 

Abgänge bis 
2013 

Zuschreibun
-gen bis 

2013 

Umbu-chung
en bis 2013 

Kumulierte 
Auflösung am 

01.01.2013 

zum 01.01.2013 

 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 
1. Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen 0,00 0,00 0,00 27.800.943,03 0,00 0,00 0,00 0,00 9.556.319,21 18.244.623,82 
1.1. Bund 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
1.2. Sonderposten für empfangene Investitionszuwendungen 0,00 0,00 0,00 27.800.943,03 0,00 0,00 0,00 0,00 9.556.319,21 18.244.623,82 
1.3. Gemeinde und Gemeindeverbände 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
1.4. Zweckverbände und dergleichen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
1.5. Gesetzliche Sozialversicherung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
1.6. Verbundene Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
1.7. Sonstige öffentliche Sonderrechnungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
1.8. Private Unternehmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
1.9. Übrige Bereiche 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
2. Sonderposten für Investitionsbeiträge 0,00 0,00 0,00 206.044,15 0,00 0,00 0,00 0,00 69.098,50 136.945,65 
3. Sonderposten für den Gebührenausgleich 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 
4. Sonstige Sonderposten 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

 Summe aller Sonderposten 0,00 0,00 0,00 28.006.987,18 0,00 0,00 0,00 0,00 9.925.417,71 18.381.569,47 
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Stadt Brandis 
Forderungenübersicht zum 1. Januar 2013 

- EUR - 
 

 
Forderungen zum 01.01.2013  

mit einer Restlaufzeit von  

Arten der Forderungen 
bis zu einem Jahr über einem Jahr 

bis zu fünf Jahre 
über fünf Jahre Gesamtbestand zum 

01.01.2013  
 1 2 3 4 

1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus Transferleistungen   295.509,40   0,00   0,00   295.509,40  
1.1. Öffentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen   8.695,54   0,00   0,00   8.695,54  
1.2. Steuerforderungen   267.027,05   0,00   0,00   267.027,05  
1.3. Forderungen aus Transferleistungen   8.830,58   0,00   0,00   8.830,58  
1.4. Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen   10.956,23   0,00   0,00   10.956,23  
2. Privatrechtliche Forderungen, Wertpapiere des Umlaufvermögens   218.621,79   0,00   0,00   218.621,79  
 davon gegen verbundene Unternehmen, Beteiligungen und Sondervermögen   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.1. Privatrechtliche Forderungen aus Lieferungen und Leistungen   18.097,20   0,00   0,00   18.097,20  
2.2. Vorsteuer   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.3. Sonstige privatrechtliche Forderungen   200.524,59   0,00   0,00   200.524,59  

 Summe aller Forderungen  514.131,19   0,00   0,00   514.131,19  
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Stadt Brandis 
Verbindlichkeitenübersicht zum 1. Januar 2013 

- EUR - 
 

 
Verbindlichkeiten zum 01.01.2013  

mit einer Restlaufzeit von  

Arten der Verbindlichkeiten 
bis zu einem Jahr über einem Jahr 

bis zu fünf Jahre 
über fünf Jahre Gesamtbestand zum 

01.01.2013 

1 2 3 4 5 
1. Verbindlichkeiten in Form von Anleihen   0,00   0,00   0,00   0,00  

2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen   23.202,92   1.003.120,85   8.073.029,26   9.099.352,93  

2.1. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen von verbundenen Unternehmen  0,00   0,00   0,00   0,00  
2.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen von Beteiligungen  0,00   0,00   0,00   0,00  
2.3. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen von Sondervermögen  0,00   0,00   0,00   0,00  
2.4. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen vom öffentlichen Bereich   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.4.1. Bund   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.4.2. Land   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.4.3. Gemeinde und Gemeindeverbände   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.4.4. Zweckverbände und dergleichen   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.4.5. Gesetzliche Sozialversicherung   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.4.6. Sonstige öffentliche Sonderrechnungen   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.5. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen vom privaten Kreditmarkt   23.202,92   1.003.120,85   8.073.029,26   9.099.352,93  
2.5.1. Banken und Kreditinstitute   23.202,92   1.003.120,85   8.073.029,26   9.099.352,93  
2.5.2. Übrige Kreditgeber   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.6. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen vom sonstigen Bereich   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.6.1. Sonstiger inländischer Bereich   0,00   0,00   0,00   0,00  
2.6.2. Sonstiger ausländischer Bereich   0,00   0,00   0,00   0,00  
3. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur Liquiditätssicherung   0,00   0,00   0,00   0,00  

3.1. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur Liquiditätssicherung von verbundenen Unternehmen, 
Beteiligungen und Sondervermögen   0,00   0,00   0,00   0,00  

3.2. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur Liquiditätssicherung vom öffentlichen Bereich   0,00   0,00   0,00   0,00  
3.3. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur Liquiditätssicherung vom privaten Kreditmarkt   0,00   0,00   0,00   0,00  
3.4. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen zur Liquiditätssicherung vom sonstigen Bereich   0,00   0,00   0,00   0,00  
4. Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäften   0,00   0,00   0,00   0,00  

5. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen   232.681,55   0,00   0,00   232.681,55  

6. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen   459.245,64   0,00   0,00   459.245,64  

7. Sonstige Verbindlichkeiten   317.790,15   0,00   0,00   292.701,17  

 Summe aller Verbindlichkeiten  1.032.920,26   1.003.120,85   8.073.029,26   10.083.981,29  
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Stadt Brandis 
Übersicht über den Stand und die Entwicklung der Rückstellungen zum 1. Januar 2013 

- EUR - 

 

 Entwicklung   

Rückstellungen 
Inanspruch- 

nahme 
Auflösung / 

Herabsetzung 
Zuführung Gesamtbestand zum 

01.01.2013 
 1 2 3 4 

1. Rückstellungen für Entgeltzahlungen für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von 
Altersteilzeit  0,00   0,00   0,00   1.787.349,00  

2. Rückstellungen für die Rekultivierung und Nachsorge kommunaler Deponien  0,00   0,00   0,00   0,00  
3. Rückstellungen für die Sanierung von Altlasten und sonstige Umweltschutzmaßnahmen  0,00   0,00   0,00   0,00  
4. Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aus der steuerkraftabhängigen Umlage nach 

§ 25a SächsFAG  0,00   0,00   0,00   0,00  
5. Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten aufgrund von Steuerschuldverhältnissen  0,00   0,00   0,00   0,00  
6. Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus anhängigen Gerichts- und 

Verwaltungsverfahren sowie aus Bürgschaften, Gewährleistungen und wirtschaftlich 
gleichkommenden Rechtsgeschäften  0,00   0,00   0,00   5.538.882,00  

7. Rückstellungen für unterlassene Aufwendungen für Instandhaltung im Haushaltsjahr  0,00   0,00   0,00   0,00  
8. Weitere Rückstellungen  0,00   0,00   0,00   608.737,00  
8.1. Rückstellungen für sonstige vertragliche oder gesetzliche Verpflichtungen zur Gegenleistung 

gegenüber Dritten, die zum Bilanzstichtag wirtschaftlich begründet wurden und die der Höhe nach 
noch nicht genau bekannt sind, sofern sie erheblich sind  0,00   0,00   0,00   571.880,00  

8.2. Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften und aus laufenden Verfahren  0,00   0,00   0,00   0,00  

8.3. Sonstige Rückstellungen  0,00   0,00   0,00   36.857,00  

 Summe aller Rückstellungen  0,00   0,00   0,00   7.934.968,00  
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Stadt Brandis 
Übersicht über die Beteiligungen zum 1. Januar 2013 

- % I EUR - 

 

Beteiligungen  Anteil am Eigenkapital 
Name Sitz in % in EUR 

  1 2 

1. Anteile an verbundenen Unternehmen   9.108.174,25 
1.1. Beuchaer Bau- und Wohnungsgesellschaft mbH  Wolfshainer Straße 1  

04824 Beucha  100,00  5.516.897,80 

1.2. Brandiser Kommunale Entwicklungsgesellschaft mbH i.L.  Wolfshainer STraße 1  
04824 Beucha  100,00  539.172,90 

1.3. Brandiser Wohnstätten GmbH  Kleine Windmühlengasse 2  
04821 Brandis  100,00  3.043.622,47 

1.4. Erschließungsgesellschaft Gewerbepark Beucha GmbH i.L.  Wolfshainer Straße 1  
04824 Beucha  100,00  8.481,08 

2. Beteiligungen   4.273.127,79 
2.1. Versorgungsverband Eilenburg-Wurzen  Winkelstraße 1  

04838 Eilenburg  0,00  2.925.832,09 

2.2. Abwasserverband zur Reinhaltung der Parthe  Am Klärwerk  
04451 Borsdorf  0,00  707.658,17 

2.3. Zweckverband - Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen (KISA)  Eilenburger Str. 1A  
04317 Leipzig  0,00  1,00 

2.4. Kommunale Beteiligungsgesellschaft mbH an der envia M (KBE)   
   0,00  639.636,53 

 Summe   13.381.302,04 
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Maßnahmenbezeichnung Maßnahme Gliederung Gruppierung Produkt Finanzrechnungs-
konto  Betrag Gliederung Gruppierung Produkt Finanzrechnun

gs-konto  Betrag 

Grundschule Beucha GSCHBE05 2.2112 3610.00 11.13.05.13 681100 136.500,00 €     2.2112 9400.00 11.13.05.13 78510 59.892,88 €       
Straßenausbaubeiträge STRBR16 2.6300 3500.00 54.10.01.03 688900 33.100,00 €       
Kreuzungsbereich Brandiser 
Straße Bauplanung u. 
Durchführung

SRBR14 2.6300 3610.00 54.10.01.01 681100 49.300,00 €       2.6300 9500.00 54.10.01.01 78520 66.000,00 €       

Kreuzungsbereich 
Kleinsteinberger Straße

STRBR15 2.6300 3610.00 54.10.01.01 681100 22.400,00 €       2.6300 9500.00 54.10.01.01 78510 30.000,00 €       

Lange Straße I.BA STRBR04 2.6300 3500.00 54.10.01.03 688900 61.000,00 €       
Lange Straße II.BA STRBR05 2.6300 3500.00 54.10.01.03 688900 61.000,00 €       
Beuchaer Straße STRBR07 2.6300 3500.00 54.20.01.03 688900 51.000,00 €       
Ammelshainer Weg I.BA STRBR09 2.6300 3610.00 54.30.01.01 681100 183.075,73 €     2.6300 9320.00 54.30.01.01 78210 77.200,00 €       
Poststraße STRBR10 2.6300 3610.00 54.10.01.01 681100 311.600,00 €     2.6300 9500.00 54.10.01.01 78520 409.635,92 €     
Töpfergasse STRBBR07 2.6700 3500.00 54.10.01.03 688900 3.100,00 €         
Beuchaer Straße 
Beleuchtung

STRBBR01 2.6700 3500.00 54.20.01.03 688900 9.800,00 €         

Finsterer Weg 
Waldsteinberg Beleuchtung

STRBBR10 2.6700 3610.00 54.30.01.02 681100 73.012,61 €       2.6700 9500.00 54.30.01.02 78510 61.466,48 €       

Bergstraße oberer Teil 
beleuchtung

STRBBR03 2.6700 3500.00 54.10.01.03 688900 7.600,00 €         

Poststraße Beleuchtung STRBBR12 2.6700 3610.00 54.10.01.02 681100 18.600,00 €       2.6700 9500.00 54.10.01.02 78510 25.000,00 €       
VOSO  Beucha VOSO03 2.8840 3610.00 11.13.05.25 681100 194.500,00 €     2.8840 9400.00 11.13.05.25 78510 298.596,04 €     

1.215.588,34 €  1.027.791,32 €  

Übertragung von Haushaltsresten aus dem Haushaltsjahr 2012 nach 2013

Mittelzufluss Mittelabfluss

Stadt Brandis

- EUR -
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0.0837229.001 
  

Rechtliche, wirtschaftliche und steuerliche Verhältnisse 

Kommune Stadt Brandis 

Status Die Stadt Brandis ist eine rechtsfähige Gebietskörperschaft des öf-
fentlichen Rechts. 

Sitz Brandis 

Hauptsatzung Gültig in der Fassung vom 31. Januar 2017 

Haushaltsjahr Kalenderjahr 

Basiskapital Das Basiskapital beträgt T€ 40.071.  

Das Basiskapital ergibt sich rechnerisch aus der Differenz zwi-
schen dem Vermögen, den Sonderposten und den Schulden sowie 
den Rechnungsabgrenzungsposten zum Stichtag der Eröffnungs-
bilanz (1. Januar 2013). 

Organe der Stadt Organe der Stadt sind nach § 2 der Hauptsatzung der Stadtrat und 
die Bürgermeister. 

Bürgermeister Bürgermeister der Stadt Brandis ist Herr Arno Jesse. 

Stadtrat Die Mitglieder des Stadtrats können der Angabe im Rechen-
schaftsbericht nach § 88 Abs. 3 Nr. 1-4 SächsGemO entnommen 
werden. 

Aufgaben der Organe Rechtstellung und Aufgaben der Organe richten sich nach den 
§§ 3, 12 und 13 der Hauptsatzung. 

Beteiligungen und Mitglied-
schaften 

Die Beteiligungen und Mitgliedschaften der Stadt sind im Anhang 
zur Eröffnungsbilanz einzeln aufgeführt.  

Die Stadt hat auf die Aufstellung eines Gesamtabschlusses nach 
§ 88a SächsGemO verzichtet. Nach den Übergangsbestimmungen 
gemäß § 131 Abs. 5 SächsGemO ist spätestens ab dem Haushalts-
jahr 2021 ein Gesamtabschluss aufzustellen. 

Einwohner Die Stadt Brandis einschließlich Ortsteile hatte zum 31. Dezember 
2012 9.357 Einwohner. 

Steuerliche Verhältnisse Soweit die Stadt hoheitliche Aufgaben erfüllt unterliegt sie nicht 
der Steuerpflicht. 

-.- 

 



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.  

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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